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1. Keine Erhöhung der Vermögenſteuer 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung hat eine 
Verordnung zur Anderung des Vermögen: 
ſteuergeſetzes vom 31. Oktober 1939 erlaſſen (RGBl. I 
S. 2138, RStBl. S. 1093). Dieſe Verordnung bringt nicht 
etwa eine Erhöhung der Vermögenſteuer. Eine ſolche 
iſtnicht vorgeſehen. Die Verordnung regelt nur aus 
Anlaß der zum 1. Januar 1940 bevorſtehenden Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung verſchiedene Einzelfragen. 


2. Kein Freibetrag für den verſtorbeuen Ehegatten bei 
Wiederverheiratung 


Ein Freibetrag wird im Fall des Todes eines Ehe- 
gatten dem überlebenden Ehegatten auch für den ver— 
ſtorbenen Ehegatten gewährt (85 Abſatz 1 Ziffer 2). 
Durch die jetzige Verordnung wird hinzugefügt, daß der 
Freibetrag für den verſtorbenen Ehegatten nicht mehr zu 
gewähren iſt, wenn der überlebende Ehegatte ſich wieder⸗ 
verheiratet. Der neue Zuſatz dient lediglich der Klar⸗ 
ſtellung. Es war ſchon bisher eine entſprechende Hand⸗ 
habung des Geſetzes durch einen Runderlaß des Reichs- 
miniſters der Finanzen angeordnet worden. 


3. Freibeträge für Kinder und andere Angehörige 


Hinſichtlich der Familienermäßigung wird das 
Vermögenſteuergeſetz dem Einkommenſteuergeſetz 
vom 27. Februar 1939 angepaßt. Gegenüber der bis⸗ 
herigen Regelung bedeutet das eine doppelte Anderung: 


a) ein Freibetrag wird nicht nur für Kinder, ſondern auch 
für andere Angehörige gewährt; 

b) die minderjährigen Kinder und anderen Angehörigen 
werden nicht nur dann berückſichtigt, wenn ſie zum 
Haushalt des Steuerpflichtigen gehören, ſondern 


6. Haushaltsbeſteuerung, 


7. Berückſichtigung der nach dem Hauptveranlagungs⸗ 
zeitpunkt geborenen Kinder, 


8. Neuveranlagung, 
9. Inkrafttreten. 


auch dann, wenn ſie überwiegend auf Koſten 
des Steuerpflichtigen unterhalten und 
erzogen werden. 


Freibeträge von je 10000 Reichsmark 
werden nunmehr gewährt: 


a) für jedes minderjährige Kind und für jeden 
anderen minderjährigen Angehörigen, wenn die Kinder 
oder die anderen Angehörigen zum Haushalt des Steuer⸗ 
pflichtigen gehören oder überwiegend auf ſeine Koſten 
unterhalten und erzogen werden, 


b) für volljährige Kinder und für andere vollzährige 
Angehörige, die überwiegend auf Koſten des Steuer⸗ 
pflichtigen unterhalten und für einen Beruf ausgebildet 
1 0 und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. 


Der Begriff der Kinder und anderen Ange⸗ 
hörigen richtet ſich wie bei der Einkommenſteuer nach 
§ 10 Ziffern 3 bis 6 des Steueranpaſſungsgeſetzes. Es 
kommen in Betracht: 


a) Verwandte in gerader Linie und Ver⸗ 
wandte zweiten und dritten Grades in 
der Seitenlinie, und zwar auch, wenn die Ver⸗ 
wandtſchaft auf einer unehelichen Geburt beruht; 


b) Verſchwägerte in gerader Linie und Ver⸗ 
ſchwägerte zweiten Grades in der Sei⸗ 
tenlinie. Das gilt auch, 


1. wenn die Ehe, die die Schwägerſchaft begründet hat, 
nicht mehr beſteht (für nichtig erklärt oder aufgelöſt 
worden iſt); 


2. wenn die Schwägerſchaft auf einer unehelichen Ge⸗ 
burt beruht; 
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c) durch Annahme an Kindes Statt in gerader 
Linie Verbundene; 


d) Pflegekinder. 


Neffen und Nichten, die Kinder von Geſchwiſtern des 
Steuerpflichtigen ſind, ſind im dritten Grad in der Seiten⸗ 
linie verwandt. Sie können bei der Gewährung von Frei⸗ 
beträgen berückſichtigt werden. Bei zuſammenveranlagten 
Ehegatten macht es keinen Unterſchied, ob es ſich um Ver⸗ 
wandte des Ehemanns oder der Ehefrau handelt. Dagegen 
werden z. B. für Stiefkinder eines Bruders (Kinder der 
Frau des Bruders aus erſter Ehe) keine Freibeträge gewährt, 
da dieſe Stiefkinder im dritten Grad in der Seitenlinie 
verſchwägert ſind. 

Eine Abweichung gegenüber der Einkom⸗ 
menſteuer ergibt ſich daraus, daß bei der Vermögen⸗ 
ſteuer die Verhältniſſe eines beſtimmten Stichtags, des 
Hauptveranlagungszeitpunkts, maßgebend find. Bei der 
Einkommenſteuer müſſen die Vorausſetzungen innerhalb 
eines beſtimmten Zeitraums beſtanden haben, für 
minderjährige Kinder mindeſtens vier Monate im Ver⸗ 
anlagungszeitraum (§ 32 Abſatz 5 Ziffer 2a EStG 1939). 
Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger ſorgt ſeit dem 15. Dezember 1939, dem 
Tag des Todes ſeines Bruders, für die beiden minderjährigen 
Kinder ſeines Bruders. Nach den Verhältniſſen vom 1. Ja⸗ 
nuar 1940 kann angenommen werden, daß er das auch weiter⸗ 
hin tun wird. Die Freibeträge ſind ihm zu gewähren. Bei 
der Einkommenſteuerberanlagung für 1939 begründen die 
Kinder des Bruders noch keine Steuerermäßigung, da der 
Unterhalt im Jahr 1939 nicht mindeſtens vier Monate gewährt 
worden iſt. 

B. Ein Sohn, der auf Koſten ſeines Vaters ſtudiert, wird am 
22. Dezember 1939 25 Jahre alt. Für die Vermögenſteuer des 
Vaters ſind am 1. Januar 1940 die Vorausſetzungen für die 
Gewährung des Freibetrags nicht mehr erfüllt. Die Einkom⸗ 
menſteuer des Vaters wird dagegen für das Kalenderjahr 1939 
noch ermäßigt. 


Zur Beurteilung, ob die Vorausſetzungen am Stichtag vor⸗ 
liegen, wird das Verhalten des Steuerpflichtigen vor un 
nach dem Stichtag gewürdigt werden müſſen. 

Für einen minderjährigen Angehörigen, der den 
Haushalt des Steuerpflichtigen teilt, wird der Frei⸗ 
betrag ſtets gewährt. Für einen nicht haushaltzugehörigen 
minderjährigen oder volljährigen Angehörigen iſt Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Steuerpflichtige die Koſten über⸗ 
wiegend trägt. Auf den Steuerpflichtigen muß mehr 
als die Hälfte des Unterhalts entfallen. 


4. Kein zuſätzlicher Freibetrag bei großen Vermögen 

Das Vermögenſteuergeſetz ſieht einen zuſätzlichen 
Freibetrag für ſolche Perſonen vor, die entweder über 
ſechzig Jahre alt oder vorausſichtlich für mindeſtens drei 
Jahre erwerbsunfähig ſind und deren Jahreseinkommen 
nicht mehr als 3 000 RM betragen hat. Die neue Verordnung 
fügt als weitere Vorausſetzung hinzu, daß das Ver⸗ 
mögen nicht mehr als 10000 AM betragen 
haben darf. Dieſe Einſchränkung hat ſich nach den Er⸗ 
fahrungen der Praxis als erforderlich erwieſen, um einen 
Mißbrauch der aus ſozialen Gründen getroffenen Be⸗ 
ſtimmung auszuſchließen. Die Anderung ſchließt ſich an 
die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs an (Urteil vom 
8. Juni 1937 III A 149/36, RStBl. 1937 S. 758). 


5. Keine Freibeträge für Juden 

8 5 Abſatz 3 beſtimmt in der neuen Faſſung: „Für 
Juden werden keine Freibeträge gewährt.” Ob 
ein Freibetrag zu gewähren iſt oder nicht, richtet ſich nach 
der Perſönlichkeit deſſen, für den der Freibetrag gilt. 
Um das zu ermöglichen, iſt der erſte Freibetrag, der bisher 
„in jedem Fall“ gewährt wurde, jetzt als Freibetrag „für 
er Steuerpflichtigen ſelbſt“ bezeichnet worden (8 5 Abſatz 1 
Biffer 1). 


Beifpiele: 


A. Ein Jude iſt mit einer Arierin verheiratet. Die Kinder find 
Mifhlinge Ahr don Stonerhflichtigen felt gaht 92 feinen 


Freibetrag. Die Freibeträge für die Ehefrau und die Kinder 
werden gewährt. 


B. Ein Arier iſt mit einer Jüdin verheiratet. Die Kinder ſind 
Miſchlinge. Die Ehefrau hat Kinder aus erſter Ehe ein⸗ 
gebracht, die Volljuden ſind. Der Freibetrag wird nur für den 
Steuerpflichtigen ſelbſt und die Kinder zweiter Ehe gewährt. 
Für die jüdiſche Ehefrau und die jüdiſchen Kinder erſter Ehe 
darf kein Freibetrag gerechnet werden. 


6. Haushaltsbeſteuerung 


Das bisherige Geſetz regelte die Zuſammen⸗ 
veranlagung der Ehegatten und der Eltern mit ihren 
Kindern in enger Anlehnung an die Gewährung von Frei⸗ 
beträgen. Eine Zuſammenveranlagung fand nur ſtatt, 
ſoweit Freibeträge gewährt wurden. Dieſe Regelung kann 
nach der Neuordnung der Freibeträge nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten werden. Für Juden werden keine Freibeträge mehr 
gewährt. Auch kann künftig der Fall eintreten, daß zwei 
verſchiedenen Steuerpflichtigen Freibeträge für dasſelbe 
minderjährige Kind oder denſelben minderjährigen An⸗ 
gehörigen zuſtehen (dem einen Steuerpflichtigen wegen 
Haushaltszugehörigkeit, dem anderen, weil er überwiegend 
die Koſten des Unterhalts und der Erziehung trägt). Die 
neue Faſſung des § 11 macht die Zuſammenveranlagung von 
der Haushaltszugehörigkeit abhängig und be⸗ 
ſchränkt die Haushaltsbeſteuerung bei Kindern und anderen 
Angehörigen — wie bei der Einkommenſteuer — auf 
Minderjährige. Eine Zuſammenveranlagung mit 
volljährigen Kindern und anderen Angehörigen 
findet jetzt nicht mehr ſtatt. 


Es werden nunmehr zuſammenveranlagt: 


a) Ehegatten, wenn beide unbeſchränkt ſteuerpflichtig 
ſind und nicht dauernd getrennt leben, 


b) der Haushaltsvorſtand und ſeine minderjährigen 
Kinder und anderen minderjährigen 
Angehörigen, die zu ſeinem Haushalt gehören, 
wenn der Haushaltsvorſtand und die Kinder oder 
anderen Angehörigen unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. 


7. Berückſichtigung der nach dem Hauptveranlagungszeit⸗ 
punkt geborenen Kinder 


Die Vermögenſteuer wird in der Regel alle drei 
Jahre allgemein veranlagt (Hauptveranlagung). Die 
Verhältniſſe des Hauptveranlagungszeitpunkts bleiben hin⸗ 
ſichtlich der Gewährung der Freibeträge und hinſichtlich der 
Zuſammenveranlagung für den ganzen Hauptveranlagungs⸗ 
zeitraum, alſo für alle drei Jahre, maßgebend. Dieſe 
Regelung hat ſich als unbefriedigend erwieſen. Kinder, 
die während des Hauptveranlagungszeit⸗ 
raums geboren wurden, konnten bei der Gewährung 
von Freibeträgen nicht berückſichtigt werden. Hatte ein 
bisher kinderloſes Ehepaar mit einem Vermögen von 
39 000 RM am 2. Januar 1935 Zwillinge bekommen, fo 
mußte es die Vermögenſteuer von 95 RM jährlich weiter⸗ 
bezahlen, obwohl es bei Berückſichtigung der Zwillinge 
ſteuerfrei geworden wäre. Die Anderungsverordnung ſchafft 
hier Abhilfe. Neugeborene Kinder werden auch während des 
Hauptveranlagungszeitraums noch berücksichtigt. Eine ähn⸗ 
liche Regelung war für das Rechnungsjahr 1939 als Billig⸗ 
keitsmaßnahme durch einen Runderlaß des Reichsminiſters 
der Finanzen vom 6. März 1939 S 3106 — 22 III (RStBl. 
S. 386) eingeführt worden. 

Die Verordnung behandelt die nachträgliche Gewährung 
von Freibeträgen für neugeborene Kinder als einen Sonder⸗ 
fall der Neuveranlagung. Es findet aber keine 
Neuermittlung des Vermögens ſtatt. Die zu⸗ 
ſätzlichen Freibeträge werden einfach von dem bisher feſt⸗ 
geſtellten Vermögen abgezogen (§ 13 Abſatz 2 Satz 3 in der 
neuen Faſſung). Liegen gleichzeitig die Vorausſetzungen 
für eine Neuveranlagung wegen Anderung des Ver ⸗ 
mögens vor, ſo ſind die beiden Arten der Neuveran⸗ 
lagung miteinander zu verbinden. Neugeborene Kinder 
werden für das folgende Rechnungsjahr nur dann berück⸗ 
5 wenn ſie den auf ihre Geburt folgenden 1. Januar 
eriehen 
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Neugeborene Kinder werden zuſätzlich berückſichtigt. 
An der Berückſichtigung von Kindern, die den Hauptveran⸗ 
lagungszeitpunkt erlebt haben, ändert ſich nichts, ſelbſt wenn 
ſie während des Hauptveranlagungszeitraums ſterben oder 
für ſie die Vorausſetzungen für die Gewährung der Frei⸗ 
beträge wegfallen. 


Beiſviele: 


A. Einem bisher kinderloſen Ehepaar mit einem Vermögen von 
89 000 RM werden am 2. Januar 1940 Zwillinge geboren. Nach 
dem Stand vom 1. Januar 1940 können bei der Hauptveran⸗ 
lagung dem Ehepaar nur 20000 RM Freibeträge gewährt 
werden. Es bleiben alfo 19 000 RM ſteuerpflichtig. Die Steuer 
beträgt 95 RM jährlich. Für das Rechnungsjahr 1940 muß 
ſie noch bezahlt werden. Zum 1. Januar 1941 findet auf An⸗ 
trag eine Neuveranlagung ſtatt. Hierbei find 40 000 RM Frei- 
beträge zu gewähren. Es iſt alſo ab dem Rechnungsjahr 1941 
keine Vermögenſteuer mehr zu entrichten. 


B. Iſt in dem Fall des Beiſpiels A. ein Kind im Laufe des Jahrs 
1940 geſtorben, jo kann bei der Neuberanlagung für den 
1. Januar 1941 nur ein Kind berückſichtigt werden. Das 
ſteuerpflichtige Vermögen beträgt 9000 RM. Ab dem Rech⸗ 
nungsjahr 1941 find 45 RM jährlich zu entrichten. 

C. Ein Ehepaar mit einem Kind hat am 1. Januar 1940 ein 
Vermögen von 25000 RM und bleibt bei der Hauptveran⸗ 
0 ſteuerfrei. Am 20. Mai 1940 wird ein zweites Kind 
geboren. Am 10. Dezember 1940 erbt der Ehemann das Ver⸗ 
mögen ſeines Vaters. Bei der Neuveranlagung für den 
1. Januar 1941 ergibt ſich für die Familie ein Vermögen von 
48 000 RM. Freibeträge ſind für zwei Kinder zu gewähren. 
Es bleiben alſo 8 000 RM ſteuerpflichtig. Ab dem Rechnungs⸗ 
jahr 1941 find 15 RM Vermögenſteuer jährlich zu entrichten. 


Stirbt in dem Fall des Beiſpiels C. das ältere Kind im Jahr 
1940, ſo ändert das nichts an der Sachbehandlung. 


— 
— 


8. Nenveranlagung 


Die Beſtimmungen über die Neuveranlagung mußten 
wegen der Berückſichtigung neugeborener Kinder geändert 
werden. Dabei ſind ſie auch noch in anderer Rich⸗ 
tun 9 geändert worden. 1 

on der Vorſchrift, daß die Verhältniſſe des Haupt: 
veranlagungszeitpunkts hinſichtlich der Gewährung der 
Freibeträge und hinſichtlich der Zuſammenveranlagung für 
den ganzen Hauptveranlagungszeftraum maßgebend bleiben, 
gab es eine Ausnahme, wenn eine der zuſammen⸗ 
veranlagten Perſonen geſtorben war und für den oder die 
Überlebenden eine Neuveranlagung vorgenommen wurde 
($ 5 Abſatz 3 Satz 2 der bisherigen Faſſung). Dieſe Vor⸗ 
ſchrift hat ſich als wenig bedeutungsvoll herausgeſtellt und 
iſt daher aus Vereinfachungsgründen nicht in die Neu⸗ 
faſſung des $ 5a übernommen worden. 

Ein neugeborenes Kind iſt in jeder Be⸗ 
ziehung. nicht bloß hinſichtlich des Freibetrags, als zum 


Haushalt gehörig zu behandeln, alſo auch mit dem Haus⸗ 
haltsvorſtand zuſammenzuveranlagen ($ 11 Abſatz 3 Satz 3). 
Beiſpiel: 

Ein Ehepaar mit zwei Kindern hat am 1. Januar 1940 
ein Vermögen von 38 000 RM. Die Familie iſt ſteuerfrei. Am 
24. Juni 1940 wird ein weiteres Kind geboren. Dieſes Kind 
erhält bald nach feiner Geburt von einem Onkel 15000 RM 
geſchenkt. Das Vermögen der Familie iſt zum 1. Januar 1941 
neu zu ermitteln. Da auch noch andere kleine Anderungen 
eingetreten ſind, ergibt ſich für den 1. Januar 1941 ein Vermö⸗ 
gen bon 54000 RM. Ab dem Rechnungsjahr 1941 werden 
50 000 RM Freibeträge gewährt. Es find jährlich 20 RM 
Vermögenſteuer zu entrichten. 

Durch die Verordnung zur Anderung der Wertgrenzen 
vom 18. Mai 1939 (RG Bl.] S. 922, RStBl. S. 698) iſt für 
die Neuveranlagung eine feſte Wertgrenze von 
100 000 RM neben die Bruchteilsgrenze von einem 
Fünftel geſtellt worden. Dieſe feſte Wertgrenze iſt nunmehr 
in das Geſetz eingearbeitet worden. 

Die Vorſchriften über die formellen Voraus- 
ſetzungen einer Neuveranlagung im 8 13 Abſatz 3 find 
den Vorſchriften im 8 225 a Abſatz 2 der Reichsabgabenord⸗ 
nung angeglichen worden. Die Neuveranlagung wird danach 
auf Antrag vorgenommen, erforderlichenfalls auch 
von Amts wegen. Das Erfordernis eines Antrags 
wird insbeſondere für die Gewährung von nachträglichen 
Freibeträgen für neugeborene Kinder bedeutſam werden. 
Der Antrag kann nur bis zum Ablauf des Kalenderjahrs, 
auf deſſen Beginn die Neuveranlagung begehrt wird, geſtellt 
werden. Soweit die bisherige Veranlagung noch nicht unan⸗ 
fechtbar geworden iſt, kann der Antrag auch noch bis zum 
Ablauf eines Monats, ſeitdem die bisherige Veranlagung 
unanfechtbar geworden iſt, eingereicht werden. 


9. Inkrafttreten 

Die Anderungen find erſtmalig bei der Hauptver⸗ 
anlagung auf den 1. Januar 1940 und bei Neuver⸗ 
anlagungen und Nachveranlagungen auf den 1. Januar 
1941 anzuwenden. 

Daß eine Hauptveranlagung der Vermögenſteuer und 
der Aufbringungsumlage nach dem Stand vom 1. Januar 
1940 vorzunehmen iſt, war bereits durch eine Verordnung 
vom 28. Januar 1939 (RGBl. S. 92, RStBl. S. 209) vor 
geſchrieben worden. Artikel II der jetzigen Verordnung 
wiederholt dieſe Anordnung und knüpft daran den Zuſau 
daß die Hauptveranlagung bereits vom 1. April 1940 
ab für die Vermögenſteuer und die Aufbringungsumlage 
wirkſam wird. Die Hauptveranlagung würde 8 12 Abſatz 2 
VSt gemäß ohne eine ausdrückliche abweichende Beſtim⸗ 
mung erſt vom 1. April 1941 ab auf die Vermögenſteuer und 
die Aufbringungsumlage einwirken. 


Zum Stufentarif der Einkommensteuertabelle 
Von Regierungsrat Dr. Steinweg. Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung. 

2. Vorzüge des Stufentarifs, 

3. Bedeutung des Stufentarifs 
für den Steuerpflichtigen, 


1. Einführung 

Das Einkommenſteuergeſetz bringt in den 88 32 bis 34 
die tariflichen Beſtimmungen für die Einkommenſteuerver⸗ 
anlagung. Von dieſen Beſtimmungen behandelt § 82 die 
Steuergruppen, § 33 die Steuerermäßigung wegen außer⸗ 
gewöhnlicher Belaſtungen und $ 34 die Steuerſätze bei 
außerordentlichen Einkünften. 

Das Einkommenſteuergeſetz kann ſich mit dieſen 
wenigen Vorſchriften über den Tarif begnügen, weil die zu 
veranlagende Steuer ſich nach einer Tabelle, der Ein⸗ 
kommenſteuertabelle, bemißt. Die Einkommen⸗ 
ftenertabelle iſt dem Geſetz als Anlage 1 beigefügt (8 32 


4. Stuſentarif und Progreſſion, 
3. Die Abrundungsvorſchrift, 


6. Ausgleich von Härten 
in Einzelfällen. 


Abſatz 1 ESt 1939). Sie iſt ein Teil des Geſetzes. Der 
Tarif, der dem Einkommenſteuergeſetz zugrunde liegt, die 
Vorſchriften über den ſteuerfreien Einkommensteil und über 
die Höhe der Kinderermäßigung ſind in die Tabelle ein⸗ 
gearbeitet. Der Steuerbetrag läßt ſich für jeden 
Steuerfall unmittelbar aus der Tabelle ableſen. 

Der Einkommenſteuertarif iſt ein Stufentarif. 
Das Weſen des Stufentarifs beſteht darin, daß die Ein⸗ 
kommen der Steuerpflichtigen innerhalb beſtimmter Stufen 
auf einen mittleren Betrag (Mittelbetrag) nach oben 
oder nach unten abgerundet werden. Die Stufen der 
Einkommenſteuertabelle find nicht immer gleich groß. Sie 
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werden mit der Höhe des Einkommens größer. Die Anfangs⸗ 
ſtufe iſt 125 RM. Die größte Stufe iſt 1000 RM. Sie 
wird bei einem Einkommen von mehr als 12 500 RM bis 
13 500 RM erreicht. Innerhalb derſelben Stufe zahlen alle 
Steuerpflichtigen derſelben Steuergruppe dieſelbe 
Steuer. Sie iſt nach dem Mittelbetrag berechnet. 


2. Vorzüge des Stufentarifs 

Die Einkommenſteuertabelle iſt ohne Stufentarif prak⸗ 
tiſch nicht denkbar. Sie würde ohne die Abrundung auf 
Mittelbeträge einen Umfang annehmen, der untragbar 
wäre. Der Stufentarif hat die Einführung der Einkommen⸗ 
ſteuertabelle erſt ermöglicht. 

Die Vorzüge der Einkommenſteuertabelle gehen ſchon 
aus Abſchnitt 1 hervor. Die meiſten tariflichen Beſtim⸗ 
mungen ſind in die Tabelle eingebaut. Sie brauchen 
nicht mehr beſonders berückſichtigt zu werden. Umſtändliche 
und zeitraubende Berechnungen ſind dadurch überflüſſig ge⸗ 
worden. Veranlagungsbeamte, Steuerpflichtige und Steuer⸗ 
berater können ſchnell und ſicher die zu entrichtende Steuer 
aus der Tabelle ableſen. 

Ein anderer Vorzug des Stufentarifs beſteht darin, 
daß viele Rechtsmittelverfahren vermieden 
werden. Es können insbeſondere Streitigkeiten um kleine 
Beträge nur ſelten vorkommen, weil dieſe Beträge in den 
meiſten Fällen auf die Höhe der Steuer ohne Einfluß ſind. 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat in ſeiner Steuererklärung an⸗ 
gegeben: 


Einkünfte aus Gewerbebetrieb 8 000 RM, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. 2000 RM, 
Geſamtbetrag der Einkünfte 10 000 RM; 
Sonderausgaben 200 RM, 
Einkommen 9 800 RM. 


Das Finanzamt hat bei der Veranlagung den Mietwert 
der eigenen Wohnung des Steuerpflichtigen mit 960 RM ſtatt 
mit 600 NM angefebt. Das Einkommen erhöht ſich dadurch 
um 360 RM e auf 10 160 RM. 

Der Steuerpflichtige kann § 282 Abſatz 1 AO gemäß 
einen Steuerbeſcheid nur anfechten, weil er ſich durch die 
Höhe der feſtgeſetzten Steuer beſchwert fühlt. In dem 
oben bezeichneten Beiſpiel iſt das Einkommen des Steuer⸗ 
pflichtigen trotz der Erhöhung um 360 RM in derſelben 
Stufe (9 750 RM bis 10 250 RM) geblieben. Der Steuer⸗ 
pflichtige kann deshalb gegen die Veranlagung ein Rechts⸗ 
mittel nicht einlegen, auch wenn er mit der Erhöhung des 
Mietwerts der eigenen Wohnung nicht einverſtanden iſt. 


3. Bedeutung des Stufentarifs für den Steuerpflichtigen 


Der Stufentarif kann für den Steuerpflichtigen vor⸗ 
teilhaft oder nachteilig fein. Er kann auch ohne 
Einfluß auf die Höhe der Steuer ſein. Der Stufentarif 
wirkt ſich für den Steuerpflichtigen vorteilhaft aus, 
wenn ſein Einkommen zwiſchen dem Mittelbetrag und der 
oberen Stufengrenze liegt. Er iſt für den Steuer⸗ 
pflichtigen ungünſtig, wenn ſein Einkommen näher der 
unteren Grenze der Stufe liegt. Wenn ſich das Ein⸗ 
kommen mit dem Mittelbetrag deckt, wirkt ſich der Stufen⸗ 
tarif nicht aus. i . 

Die Vorteile und die Nachteile, die der Stufentarif für 
den Steuerpflichtigen hat, werden ſich in der Regel im Laufe 
mehrerer aufeinanderfolgender Jahre ausgleichen. Das 
Einkommen wird in einem Jahr an der oberen Grenze der 
Stufe liegen, im nächſten Jahr an der unteren Grenze. Das 
Ergebnis eines Jahres gibt kein zutreffendes Bild, wie 
ſich der Stufentarif für den Steuerpflichtigen ausgewirkt 
hat. Es müſſen immer die Veranlagungen mehrerer 
Jahre herangezogen werden. Man wird dann in der Regel 
feſtſtellen, daß der Steuerpflichtige bei dem Stufentarif 
nicht ungünſtig abgeſchnitten hat. a 

Nur in einzelnen Fällen kann der Stufentarif 
für den Steuerpflichtigen unbillig ſein. Soweit die 
Abrundungsvorſchrift hier nicht eingreift (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 5), können unbillige Härten im Ein⸗ 
zelfall ausgeräumt werden (Hinweis auf Abſchnitt 6). 
Es iſt aber dabei zu beachten, daß Steuerpflichtige Härten 


des Stufentarifs oft zu Unrecht geltend machen (Hin⸗ 
weis auf den folgenden Abſchnitt). 


4. Stufentarif und Progreſſion 
Steuerpflichtige, die den Aufbau des Einkommenſteuer⸗ 
tarifs nicht kennen, glauben oft zu Unrecht, durch den 
Stufentarif benachteiligt zu ſein. Sie führen die Höhe ihrer 
Einkommenſteuer auf die Steuerſtufen der Tabelle zurück, 
obwohl die Höhe in der Hauptſache durch die Pro- 
greſſion des Einkommenſteuertarifs begründet iſt. Dieſe 
Steuerpflichtigen vergleichen einen Teil der Einkommen⸗ 
ſteuer mit einem Teil ihres Einkommens. Es neigen 
dazu insbeſondere Steuerpflichtige, deren Einkommen aus 
mehreren Einkunftsarten herrührt. 
Beiſpiel: 
Ein Steuerpflichtiger der Steuergruppe III hat ein Ge⸗ 
halt von monatlich 700 RM bezogen. Er hat außerdem Ein⸗ 
lünfte aus Kapitalvermögen in Höhe bon 500 RM, die der 


Kapitalertragſteuer nicht unterlegen haben. Der Steuer⸗ 
pflichtige wird § 46 Abſatz 1 EStG gemäß veranlagt. 
Einnahmen aus nichtſelbſtän⸗ 

ider : er" On 8 400,— RM, 
Nachgewieſene Werbungskoſten 400. — RM, 
Einkünfte aus nichtſelbſtändiger 

eee eee eee 8 000,— RM, 
Einkünfte aus Kapitalvermögen 500,— RM, 
Geſamtbetrag der Einkünfte. 8 500,— RM, 
Nachgewieſene Sonderausgaben 200,— AM, 
Einkommen 8 800,.— RM. 
Stufe 8 250 bis 8750 RM. 

Mittelbetrag N 8 500,— RM. 
Steer 1 015,— RM, 
Einbehaltene LZohnftener . 904,80 RM, 


verbleiben 110,20 RM. 
Der Pflichtige bezieht die 110,20 AM auf feine Einkünfte aus 
Kapitalvermögen. Er kommt dabei für dieſe Einkünfte zu 
einem höheren Steuerſatz als für ſeine Einkünfte aus nicht⸗ 
ſelbſtändiger Arbeit. 

Der höhere Steuerſatz iſt nur zum Teil eine Folge des 
Stufentarifs. Das wird ohne weiteres erſichtlich, wenn man 
die Nebeneinkünfte um 200 RM erhöht, ſo daß das Ein⸗ 
kommen ſich mit dem Mittelbetrag deckt. Der Stufentarif 
iſt dann ohne Einfluß auf die Höhe der Steuer. Der Steuer⸗ 
ſatz für die Kapitaleinkünfte iſt trotzdem höher als für die 
Lohneinkünfte. 

Vergleiche dieſer Art berückſichtigen nicht, daß die Ein⸗ 
kommenſteuer progreſſiv geſtaffelt iſt. Steigerungen, 
die vom Geſetz gewollt ſind, werden als das zufällige 
Ergebnis der Stufen der Einkommenſteuertabelle hingeſtellt. 
Verſuche dieſer Art müſſen abgelehnt werden. 

Das Einkommen eines Steuerpflichtigen iſt für den 
Tarif eine Einheit. Es iſt dabei gleichgültig, ob es aus 
einer Einkunftsart herrührt oder ob es ſich aus den Ein⸗ 
künften mehrerer Einkunftsarten zuſammenſetzt. Nur 
ein Vergleich der ganzen Einkommenſteuer mit dem 
ganzen Einkommen ergibt den zutreffenden Steuerſatz. 

§ 25 ESIDY 1939 macht von dem Grundſatz, daß das 
Einkommen für den Tarif eine Einheit iſt, eine Aus⸗ 
nahme. $ 25 ESt DB 1939 beſtimmt das Folgende: Wird 
ein Arbeitnehmer nur auf Grund des 8 46 Abſatz 1 Ziffer 2 
EStG 1939 veranlagt, jo darf der Steuerbetrag, der nach 
Anrechnung der Steuerabzugsbeträge noch zu erheben iſt, 
beſtimmte Hundertſätze der Einkünfte nicht überſteigen, von 
denen der Steuerabzug nicht vorgenommen worden iſt. Der 
Hundertſatz iſt 20 v. H. bei Steuerpflichtigen der Steuer⸗ 
gruppe I, 15 v. H. bei Steuerpflichtigen der Steuergruppe II 
und 10 v. H. bei Steuerpflichtigen der Steuergruppen III 
und IV. Dieſe Regelung gilt nicht, wenn die Einkünfte, von 
denen der Steuerabzug vom Arbeitslohn nicht vorzunehmen 
war, 2 000 RM überſteigen. 

§ 25 EStDB 1939 hat feinen Grund im Einkommen⸗ 
ſteuer⸗Anderungsgeſetz 1939. Dieſes Geſetz hat den Pauſch⸗ 
betrag für Werbungskoſten bei nichtſelbſtändiger Arbeit 
(8 46 Abſatz 3 EStG 1938) und den Pauſchbetrag für 
Sonderausgaben ($ 10 Abſatz 3 EStch 1988) beſeitigt. 
Das gilt aber nur für die Fälle der Veranlagun g. Der 
Pauſchbetrag für Werbungskoſten und Sonderausgaben, 
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der in die Lohnſteuertabelle eingearbeitet ift, tit 
durch das Einkommenſteuer⸗Anderungsgeſetz nicht beſeitigt 
worden. Wird ein Arbeitnehmer nur deshalb veranlagt, 
weil er mehr als 300 RM Nebeneinkünfte gehabt hat, ſo 
können ſich Härten ergeben. §S 25 ES:DB 1939 will dieſe 
Härten vermeiden. 


5. Die Abrundungsvorſchrift 
N a ESIDB 1939 (§ 25 der Zweiten ESt DO) be- 
timmt: 

„Vor der Einordnung in die Stufen 
der Einkommenſteuertabelle iſt das Ein⸗ 
kommen auf den nächſten durch 50 teil 
baren Reichsmarkbetrag nach unten ab 
zu runden.“ 


Die Abrundungsvorſchrift hat den Zweck, Härten aus⸗ 
zugleichen, die ſich dadurch ergeben, daß das Einkommen 
eines Steuerpflichtigen zufällig in einem Jahr nur mit 
einigen Reichsmark über die Stufengrenze hinausgeht. 
Viele Steuerpflichtige würden es als hart empfinden, wenn 
ſie dadurch in eine höhere Stufe kämen. Die Abrundungs⸗ 
vorſchrift kommt inſoweit den Steuerpflichtigen entgegen. 
Die Stufengrenze muß jetzt mindeſtens um 50 RM e über- 
ſchritten ſein. 


6. Ausgleich von Härten in Einzelfällen 

Die Abrundungsvorſchrift hat nicht alle Härten des 
Stufentarifs beſeitigen können. In Einzelfällen 
kann ſich der Stufentarif noch unbillig auswirken. Das iſt 
3. B. der Fall, wenn ſich das Einkommen eines Steuer⸗ 
pflichtigen in mehreren aufeinanderfolgenden 
Jahren zufällig nahe der unteren Grenze einer Stufe 
bewegt, ohne daß die Abrundungsvorſchrift durchgreift. 


won 


Es gleichen ſich in dieſem Fall die Vorteile und Nachteile 
des Stufentarifs nicht aus. Das trifft nicht ohne weiteres 
zu, wenn das Einkommen in zwei oder drei aufeinander⸗ 
folgenden Jahren nahe der unteren Grenze einer Stufe 
liegt. Es iſt möglich, daß ſich das Einkommen vorher in 
mehreren aufeinanderfolgenden Jahren an der oberen 
Grenze einer Stufe bewegt hatte. Außerdem iſt ein 
völliger Ausgleich der Vorteile und Nachteile des 
Stufentarifs nicht möglich. Nur wenn ſich der Stufentarif 
dauernd ungünſtig für einen Steuerpflichtigen auswirkt, 
kann darin eine außerordentliche Härte liegen, die ein Ent⸗ 
gegenkommen rechtfertigt. 

Ausnahmsweiſe kann auch das Ergebnis eines 
Jahres ungerechtfertigt ſein. Die Stufengrenze kann gerade 
durch Zuwendungen überſchritten werden, die allgemein aus 
ſozialen oder bevölkerungspolitiſchen Grün⸗ 
den gewährt werden. Das kann insbeſondere bei Arbeit⸗ 
nehmern vorkommen, die § 46 Abſatz 1 EStG gemäß ver⸗ 
anlagt werden. 

Beiſpiel: 

Ein Beamter mit zwei Kindern erhält für ein drittes 
Kind, das im September des Jahres geboren wird, Kinder⸗ 
zuſchlag in Höhe von 100 RM. Sein Einkommen hatte ohne 
den Zuſchlag 12 490 RM (Stufe 11750 RM bis 12500 RM) 
betragen. Durch den Kinderzuſchlag kommt der Steuerpflichtige 
in die höhere Stufe (12500 RM bis 13500 RM). Die ver⸗ 
anlagte Steuer (Steuergruppe IV mit Kinderermäßigung für 
zwei Kinder) beträgt 1884 RM. Sie iſt um 174 RM größer 
als die Steuer der nächſtniederen Stufe mit 1210 RM. 

Der Steuerpflichtige iſt durch den Kinderzuſchlag 
für das dritte Kind nicht beſſer, ſondern ſchlechter 
geſtellt worden. Das Ergebnis iſt mit § 1 Abſatz 3 des Steuer⸗ 
anpaſſungsgeſetzes, wonach die Tatbeſtande nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Weltanſchauung zu beurteilen ſind, nicht ver⸗ 
einbar. Die veranlagte Steuer iſt auf 121 O RM zu bemeſſen. 


Die „typische Betrachtungsweise“ im Steuerrecht 


Von Regierungsrat Dr. Weber, Reichsfinanzschule Wöllershof 


1. Einführung, 

2, Der Grundſatz der typiſchen Betrachtung, 
3. Die Entwicklung des Grundſatzes, 

4. Der rechtspolitiſche Grund, 


1. Einführung 


Als oberſte Richtlinie im Steuerrecht gilt $ 1 StAnp®. 
Der Juhalt dieſer Richtlinie wird durch den Grundſatz der 
Gleichmäßigkeit der Beſteuerung ausgedrückt. 
Dieſer Grundſatz beſagt, daß gleiche Tatbeſtände ſteuerlich 
gleich zu behandeln find. Das heißt: wenn in mehreren 
Steuerfällen die gleichen tatſächlichen Verhältniſſe vorliegen, 
muß die gleiche ſteuerliche Folge eintreten. Oder: die gleiche 
Steuerfolge kann nur eintreten, wenn gleiche Tatbeſtände 
vorliegen. Ob mehrere Tatbeſtände gleich ſind, beſtimmt 
ſich nach der Volksanſchauung. Als Hilfsmittel für ſteuer⸗ 
u Zwecke dient dabei die ſogenannte typiſche Betrachtungs⸗ 
weiſe. 


2. Der Grundſatz der typiſchen Betrachtung 


Typiſche Betrachtungsweiſe bedeutet, daß ein Tatbeſtand 
im Steuerrecht fo angeſehen wird, wie er fi im Regel⸗ 
fall darſtellt. Ein wirtſchaftlicher Vorgang iſt ſo zu be⸗ 
handeln, wie er ſichtypiſcherweiſe abſpielt. Beſondere 
Eigenarten des Einzelfalls bleiben außer Betracht. Maß⸗ 
gebend iſt die typiſche (die übliche) Geſtaltung eines 
Lebensverhältniſſes. 

Bei dieſer Behandlungsweiſe wird die Beſteuerung auf 
kennzeichnende äußere Merkmale abgeſtellt. Schwer 
nachweisbare Umſtände, insbeſondere innere Be⸗ 
weggründe und Willens richtungen, bleiben 
unberückſichtigt. Anhaltspunkte ſind die allgemeine 
Verkehrsſitte, die üblichen Gepflogen⸗ 
heiten, die Verhältniſſe der beteiligten Berufs⸗ 
und Wirtſchaftskreiſe und Sinn und Zweck 
der Geſetze. 


5. Vereinfachung der Verwaltungsarbeit, 
6. Weitere Beiſpiele, 
7. Die Grenzen typiſcher Betrachtung. 


Biß 

Ein Generaldirektor will einen Teil ſeiner Villa als 
beruflich genutzt angeſehen wiſſen, weil ſie aus Gründen 
der beruflichen Repräſentation mit beſonderem 
Aufwand ausgeſtattet ſei. Das iſt nicht möglich, weil ſich nicht 
ermitteln läßt, inwieweit der Aufwand beruflicher oder 
privater Natur iſt. Maßgebend können nur äußere 
Merkmale ſein, nämlich die äußere Stellung und das 
Einkommen des Pflichtigen. Nach der typiſchen Lage 
der Verhältniſſe erſcheint das Haus als Ausdruck der per⸗ 
ſönlichen Lebenshaltung. 


3. Die Entwicklung des Grundſatzes 


Die typiſche Betrachtungsweiſe ſtammt aus dem 
Umſatzſteuerrecht. Hier gilt von jeher der Satz, daß 
wirtſchaftlich gleiche Vorgänge auch ſteuerlich gleich zu be⸗ 
handeln ſind, und daß wirtſchaftlich belangloſe Umſtände 
auch ſteuerlich belanglos ſind, einerlei, in welche Formen ſie 
äußerlich gekleidet ſind. Es wird zum Beiſpiel umſatz⸗ 
ſteuerlich nicht anerkannt die Zerlegung eines wirtſchaftlich 
einheitlichen Geſchäfts in zwei rechtlich voneinander ge⸗ 
trennte Geſchäfte, etwa die Zerlegung eines Geſchäfts über 
die Lieferung geröſteten Kaffees in eine nach & 4 
Ziffer 2 USt ſteuer freie Lieferung von Rohkaffee 
und die anſchließende Röſtun 8 dieſes Kaffees. . 

Das Einkommenſteuerrecht hat dieſe Betrachtungsweiſe 
übernommen und ausgebildet. Maßgeblich daran beteiligt 
iſt die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs. Im erſten Eifer 
iſt der Rich ſogar oft über das Ziel hinausgegangen. Er 
hat die typiſche Betrachtungsweiſe auch da angewendet, wo 
in Wahrheit die Gründe für die Entſcheidung anderer 
Art waren (Hinweis auf Abſchnitt 7). Innerhalb ſeiner 
Grenzen aber gilt heute der Grundſatz der Maßgeblichkeit 
typiſcher Verhältniſſe im ganzen Steuerrecht. 
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4. Der rechtspolitiſche Grund 

Durch das Steuerrecht als Teil des öffentlichen 
Rechts werden Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Staat und 
dem Einzelnen auf der Grundlage der Überordnung und 
der Unterordnung begründet. Das Privatrecht hin⸗ 
gegen regelt im weſentlichen Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
Einzelnen auf der Grundlage der Gleichordnung. Dieſer 
Sachverhalt bringt es mit ſich, daß der Staat als „Partei“ 
in Steuerrechtsverhältniſſen einer Unzahl von Einzelnen 
gegenüberſteht, deren Beziehungen in ſteuerlicher Hinſicht 
ähnlicher oder gleicher Art ſind. Die Behandlung 
eines einzelnen Steuerfalls iſt deshalb oft auch für 
andere Fälle von Bedeutung. Jede Entſcheidung in 
Steuerſachen iſt geeignet, trotz der nur zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehenden Rechtskraft auch von anderen Steuer⸗ 
pflichtigen in ähnlichen oder gleichen Fällen herangezogen 
und als Beweisgrund für oder gegen ſtaatliche Anſprüche 
verwendet zu werden. Ihr wohnt in viel ſtärkerem Maß 
als einer privatrechtlichen Entſcheidung eine allgemeine 
rechtsbildende Kraft inne. Schr Einfluß reicht über den 
Kreis der eigentlichen Beteiligten hinaus und kann für eine 
ganze Berufs⸗ oder Wirtſchaftsgruppe von Bedeutung 
werden. Als Beiſpiele ſeien Fragen der Bewertung 
und des Bilanzweſens, der Werbungskoſten 
und der Lohnſteuer bezeichnet. 

Die Entſcheidung in Steuerſachen darf deshalb oft nicht 
von zufälligen Beſonderheiten eines Einzel falls abhängig 
u werden. Belangloſe Abmachungen, ſchwer erkenn⸗ 

re Umſtände, einzelperſönliche (individuelle) Beweg⸗ 
gründe und innere Abſichten müſſen in ſolchen Fällen 
außer Betracht bleiben. Maßgebend iſt die typiſche 
Geſtaltung der Verhältniſſe. 


5. Vereinfachung der Verwaltungsarbeit 


Ein weiterer Grund für die typiſche Behandlung von 
Steuerfällen iſt die Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung. In vielen Fällen würde es eine zum Erfolg in 
keinem Verhältnis ſtehende Mühe machen, die inneren 
Gründe und Abſichten für einen ſteuerlich erheblichen Vor⸗ 
gang zu ermitteln. Oft wird die Ermittlung ſogar un⸗ 
möglich ſein. Aus Gründen der Erleichterung und Zweck⸗ 
mäßigkeit der Arbeit muß deshalb von der Erforſchung 
ſolcher ſchwer oder nicht nachweisbarer Umſtände abgeſehen 
und lediglich der äußere Geſamteindruck für die 
Beſteuerung zugrunde gelegt werden. 


6. Weitere Beiſpiele 

Zur Verdeutlichung des Grundſatzes ſeien noch einige 
e aus der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs an⸗ 
geführt. 

Zunächſt ein Beiſpiel für die Maßgeblichkeit der Ver- 

hältniſſe einer ganzen Berufsgruppe. 
Die in der fränkiſchen Korbmacher⸗ 
induſtrie beſchäftigten Perſonen werden nicht als Heim⸗ 
arbeiter, ſondern als Hausgewerbetreibende angeſehen, und 
zwar deshalb, weil die Mehrzahl der Korbmacher ein Haus⸗ 
gewerbe betreibt, mögen ſich auch einzelne von ihnen in 
ihren Berufsverbänden als Arbeitnehmer bezeichnen, Ge⸗ 
hilfen haben oder allein arbeiten. Maßgebend iſt die 
typiſche Geſamtlage der Beſchäftigten, nicht die be⸗ 
ſondere Eigenart des Einzelfalls 

Verſchiedene Entſcheidungen beſchäftigen ſich mit der 
Zulaſſung typiſcher Betriebsausgaben. 

Der NFS hat die erhöhten Aufwendungen eines 
Handwerksmeiſters für die Wahrnehmung eines 
ſtädtiſchen Ehrenamts anerkannt. Wenn 
nämlich die Ausübung eines beſtimmten Berufs die 
Vorausſetzung für die Entſendung in ein Amt ſei, dann 
könne eine Unterſcheidung zwiſchen den beruflichen und den 
perſönlichen Aufwendungen nicht mehr gemacht werden. 
Nach der typiſchen Geſtaltung der Dinge ſeien hier im 
weſentlichen Betriebsausgaben anzunehmen 
(RStBl. 1930 S. 479). 

Ein Apotheker hat Morphium auf ein Rezept ab- 
gegeben, dem er hätte anſehen ſollen, daß es nur zur Ver⸗ 
deckung der Rauſchgiftſucht des Käufers diente. Die Koſten 


des gegen ihn eingeleiteten Strafverfahrens ſind als be⸗ 
triebliche Aufwendungen zugelaſſen worden, weil es ſich um 
einen typiſchen Betriebsvorfall handle. Ein Verſtoß 
gegen das Opiumgeſetz ſei bei der Zweifel⸗ 
haftigkeit der Vor ſchriften für einen 
Apothekenbetrieb ein typiſches Ereignis. 
Die dadurch verurſachten Koſten ſeien betrieblicher 
Natur. 

In dieſen Zuſammenhang gehören auch die beſonderen 
Aufwendungen zur Beſeitigung oder Abwendung typifcher 
Berufskrankheiten. 5 

Berufskrankheiten ſind die Bleierkrankungen der Blei⸗ 
arbeiter und die Tubertuloſeerkrankungen der in Tuber⸗ 
kuloſekrankenhäuſern beſchäftigten Arzte. Die Abzugsfähig⸗ 
keit iſt auch anerkannt worden bei Aufwendungen 
eines Opernſängers zur Erhaltung der 
Singfähigfeit ſeiner Stimme (RStBl. 1936 
S. 202). In allen dieſen Fällen iſt der Zuſammenhang der 
Koſten mit der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
typiſcherweiſe 
Lebenshaltung. 

Nicht dagegen iſt ein ſolcher Zuſammenhang vorhanden 
bei den Ausgaben für die Behandlung des Fußleidens 
eines Prokuriſten oder für die Anſchaffung eines 
Beſtrahlungsapparates zur Heilung einer 
Verletzung, die ein Schreinermeiſter durch 
einen Betriebsunfall erlitten hat. In ſolchen 
Betrieben beſtehen zwar größere Gefahren als zum Beiſpiel 
im Betrieb eines Buchbinders, es handelt ſich aber nicht um 
typiſche Berufsgefahren. 

Ahnlich ſind die Ausgaben für Berufskleidung 
und erhöhten Kleiderverſchleiß zu beurteilen. 
Einem Verwaltungsrechtsrat, der behauptet, durch Werks⸗ 
beſichtigungen und Autofahrten einen Mehraufwand an 
Kleidung zu haben, ſind erhöhte Werbungskoſten dafür nicht 
zuerkannt worden. Es läßt ſich nicht ermitteln, wieweit hier 
beruflicher oder perſönlicher Aufwand vorliegt. 

„Ebenſowenig läßt ſich bei der Einnahme von Mahl⸗ 
eiten außer dem Haus eine Trennung machen. 
Wieweit es beruflichen Notwendigkeiten oder perſönlichen 
Neigungen entſpricht, wenn Anwälte, Angeſtellte oder Be⸗ 
amte in Großſtädten das Mittageſſen in Gaſthäuſern oder 
Kantinen einnehmen, kann in der Regel nicht feſtgeſtellt 
werden. Selbſt wenn das in einzelnen Fällen möglich ſein 
ſollte, müſſen typiſche Verhältniſſe zugrunde gelegt 
werden, nach denen ſich ſolche Koſten als Ausdruck der 
Lebenshaltung darſtellen (RStBl. 1933 S. 1315). ! 

Dasſelbe gilt für das häusliche Arbeits: 
zimmer der Richter und Hochſchullehrer und für Fahrten 
zwiſchen Wohnung und Arbeitſtätte. 

Auf dem Gebiet der Lohnſteuer iſt entſchieden worden, 
daß Jubiläumsgaben nicht nur bei regelmäßig 
wiederkehrenden Gelegenheiten, zum Beiſpiel zu Weih⸗ 
nachten, ſondern auch bei vereinzelten Anläſſen, 
zum Beiſpiel beim Geſchäftsjubiläum, keine nachträgliche 
Vergütung für geleiſtete Dienſte, ſondern freiwillige 
Zuwendungen find. Das ergebe ſich aus der typiſchen Ein⸗ 
ſtellung der Beteiligten bei ſolchen Verträgen. Konkrete Um⸗ 
ſtände des Einzelfalls müſſen dabei zurücktreten (RStBl. 
1927 S. 146). ) 

Schließlich bildet auch die Beſteuerung nach Durch⸗ 
ſchnittſätzen einen Anwendungsfall der typiſchen Be⸗ 
trachtungsweiſe. Für Zwecke der Umſatzſteuer und der Ein⸗ 
kommenſteuer werden bei beſtimmten landwirtſchaftlichen 
Betrieben durchſchnittliche (typiſche) Erträge und 
Einnahmen zugrunde gelegt. Danach werden die Steuern 
feſtgeſetzt. 


7. Die Grenzen typiſcher Betrachtung 
Der Grundſatz der typiſchen Betrachtung iſt oft miß⸗ 
braucht worden. Beſonders in der erſten Zeit ſeiner An⸗ 
wendung hat man ihn für Entſcheidungen herangezogen, in 
denen in Wahrheit andere Gründe maßgebend waren. 
Beiſpiel: 
In einem gewerblichen Betrieb wird ein Angehöriger des 
Inhabers als Angeſtellter behandelt. Er iſt für ſeine Tätigkeit 


enger als mit der allgemeinen 
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nicht ausgebildet und erhält eine angemeſſene Vergütung. Bei 
der Veranlagung zur Gewerbeſteuer entſteht die Frage, ob 
dieſes Arbeitsverhältnis anzuerkennen ſei. Die Anerkennung 
würde ſteuerlich eine Minderung des Gewerbeertrags bedeuten. 


Der Rich hat die Minderung nicht zugelaſſen. Nach der. 


typiſchen Lage der Dinge und einer geſunden Verkehrsauf⸗ 
faſſung ſei hier ein Arbeitsvertrag nicht anzunehmen. 
(RStſbl. 1930 S. 671. 


Die Entſcheidung mag im Ergebnis zutreffend ſein, 
nicht aber in der Begründung. 

Von einer typiſchen Betrachtungsweiſe kann man nur 
dann reden, wenn die Entſcheidung auf beſtimmte allge⸗ 
mein⸗gültige (übliche, typiſche) Merkmale abgeſtellt wird 
und Beſonderheiten des gerade vorliegenden Falls unberück⸗ 
ſichtigt bleiben. Das iſt hier nicht geſchehen. Es handelt ſich 
wicht um die Heranziehung typiſcher Verhältniſſe unter Ver⸗ 
nachläſſigung beſonderer Eigentümlichkeiten des Einzelfalls, 
ſondern darum, daß die ganze bürgerlich⸗ rechtliche Auf⸗ 
machung außer Betracht bleibt. Tatſächlich liegt hier keine 
Lohnzahlung auf Grund eines Dienſtverhältniſſes vor, ſon⸗ 
dern eine im weſentlichen unentgeltliche Zuwen⸗ 
dung mit Rückſicht auf die verwandtſchaftlichen Beziehun⸗ 
gen zwiſchen den Beteiligten. Die Ermittlung des tatſäch⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Vorgangs iſt etwas anderes als die 
ſogenannte typiſche Betrachtung.“) 

Dasſelbe gilt, wenn für die Leiſtung freiwilliger Zu⸗ 
ſchüſſe an einen Angehörigen ein beſonderer Ver⸗ 


*) Arbeitsverhältniſſe zwiſchen Angehörigen ſind neuerdings, 
abweichend von der früheren Rechtſprechung des RF, anerkannt 
worden, ſoweit fremde Arbeitskräfte erſetzt werden, eine fachliche 
Ausbildung vorhanden iſt und die Vergütung oder Gewinn⸗ 
beteiligung in angemeſſenen Grenzen liegt (RStBl. 1937 S. 924; 
1039 ©. 507). 


pflichtungsgrund, etwa in Form eines Renten⸗ 
verſprechens, geſchaffen wird. In Wahrheit bleibt die 
Auen freiwillig, auch wenn ſie in ein ſchuld⸗ 
rechtliches Gewand gekleidet wird. Ebenſo, wenn eine völlig 
uneinbringliche Schuld dem Schuldner erlaſſen wird. Dieſer 
„Erlaß“ bedeutet in Wirklichkeit nur die Anerkennung des 
tatſächlichen Zuſtandes, daß eine Schuld wirtſchaftlich nicht 
mehr vorhanden iſt. Oder die Behandlung eines ſogenannten 
Platzvertreters nach ſeinem wirklichen Geſchäftsgebaren, 
nicht nach dem formularmäßig abgeſchloſſenen Agentur⸗ 
vertrag. 

In allen dieſen Fällen ſcheiden die bürgerlich⸗ rechtlichen 
Formen bei der ſteuerlichen Beurteilung einfach aus. Für 
eine typiſche Betrachtungsweiſe iſt kein Raum. 

Sie iſt auch dann nicht anzuwenden, wenn typiſche Um⸗ 
ſtände überhaupt nicht zu ermitteln ſind, weil ein „Maſſen⸗ 
fall“ nicht vorliegt. 

Beiſpiel: 
Ein Beamter muß, um an feine Arbeitſtelle zu gelangen, 
vorübergehend einen Kraftwagen benutzen oder ſich eine 
beſondere Schreibhilfe halten. 


Schließlich iſt die typiſche Betrachtungsweiſe nicht zu 
verſtehen als eine ſummariſche Behandlung im Sinn 
einer gewiſſen Oberflächlichkeit. Es muß grund⸗ 
ſätzlich an der ſorgfältigen Ermittlung aller Tatumſtände 
feſtgehalten werden. Nur da, wo die Ermittlung wegen der 
inneren Willensrichtung der Beteiligten oder aus ſonſtigen 
Gründen unmöglich oder im Verhältnis zum Erfolg zu 
mühſam oder zeitraubend iſt oder die Leichtigkeit und Sicher⸗ 
heit der Beſteuerung es erfordern, kann von der typiſchen 
Betrachtungsweiſe Gebrauch gemacht werden. 


Das Berufsgeheimnis des Rechtsanwalts im Steuerrecht 
Von Regierungsrat Dr. Hager, Lehrer an der Reichsflnanzschule Berlin 


1. Die allgemeine Schweigepflicht des Rechtsanwalts 

Das Strafgeſetzbuch beſtimmt, daß Rechtsanwälte, wenn 
ſie unbefugt Privatgeheimniſſe offenbaren, die 
ihnen kraft ihres Standes anvertraut find, mit Geldſtrafe 
oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft werden. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Unter Privatgeheimniſſen werden ſolche Geheimniſſe 
verſtanden, an deren Bewahrung eine Privatperſon 
Intereſſe hat. Darunter fallen auch Geheimniſſe, die 
zwar das öffentliche Recht berühren, deren Geheim⸗ 
haltung aber für eine Privatperſon von Bedeutung 
iſt. Eine Tatſache, die bereits offenkundig iſt, erſcheint 
nicht geeignet, Gegenſtand eines Privatgeheimniſſes zu 
ſein. Es gehört auch zum Begriff des Offenbarens, daß dem 
Mitteilungsempfänger etwas Neues, bisher Un ⸗ 
bekanntes mitgeteilt wird. Das Schweigerecht des 
Rechtsanwalts bezieht ſich nicht allein auf die Dinge, die ihm 
von ſeinem Auftraggeber anvertraut ſind, ſon⸗ 
dern auch auf die, die ihm im Intereſſe ſeines Auftrags 
von anderer Seite mitgeteilt wurden. 

Die Schweigepflicht des Rechtsanwalts iſt aber keine 
abſolute. Sie entfällt, wenn ihr Rechtspflichten 
oder höhere ſittliche Pflichten vorgehen. Wann 
eine ſolche ſittliche Pflicht zu reden, den Vorrang vor 
der Pflicht zu ſchweigen hat, kann mitunter zweifel⸗ 
haft ſein. 

Wann das Berufsgeheimnis des Rechtsanwalts hinter 
eine rechtliche Offenbarungspflicht zurück⸗ 
treten muß, ergibt ſich aus den einzelnen Geſetzen, für das 
Steuerrecht aus der Reichs abgabenordnung. 


2. Das Auskunftsverweigerungsrecht des Rechtsanwalts 
§ 177 AO gemäß 

Die Reichsabgabenordnung läßt grundſätzlich das 
Berufsgeheimnis des Rechtsanwalts auch gegenüber der 
Finanzverwaltung beſtehen. 8 177 AO gemäß können 
Rechtsanwälte die Auskunft verweigern, ſoweit ſie 
in Strafſachen tätig geweſen ſind, und über das, was 
ihnen bei Ausübung ihres Berufs anvertraut iſt. 
Dieſe letzte Beſtimmung des Auskunftsverweigerungsrechts 


für Rechtsanwälte über das, was ihnen bei Ausübung ihres 
Berufs anvertraut iſt, findet 8 177 Abſ. 2 AO gemäß inſo⸗ 
weit keine Anwendung, als es ſich um Tatſachen 
handelt, die den Rechtsanwälten bei Beratung oder 
Vertretung in Steuerangelegenheiten zur 
Kenntnis gekommen ſind, es ſei denn, daß es ſich um Fragen 
handelt, deren Bejahung oder Verneinung die Auftraggeber 
der Gefahr einer Strafverfolgung ausſetzen würde. 


Damit können die Rechtsanwälte gegenüber der Finanz⸗ 
verwaltung grundſätzlich alle Auskünfte verweigern über 
Tatſachen, die ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertraut 
find bei der Vertretung in Strafprozeſſen, Zivil⸗ 
prozeſſen und Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Sollten Rechtsanwälte 
gelegentlich ſolcher Tätigkeit auch Rat und Hilfe in 
Steuerſachen erteilt haben, ſo ſteht ihnen, ſoweit ſie 
dabei in Strafſachen tätig geweſen find, auch unein⸗ 
geſchränkt ein Auskunftsverweigerungsrecht zur Seite. 
Dagegen muß ihr Berufsgeheimnis zurücktreten, 
wenn ſie gelegentlich ihrer ſonſtigen beruflichen Tätigkeit, 
z. B. bei Vertretung in Zivilprozeſſen oder in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Rat und Hilfe in 
Steuerſachen erteilt haben. Die Tatſachen, die ihnen bei 
dieſer auch nur nebenbei erfolgten ſteuerlichen Be⸗ 
ratung oder Vertretung zur Kenntnis gekommen ſind, haben 
fie der Finanzverwaltung auf Verlangen zu offen ⸗ 
baren. Dies gilt nicht, wenn ſie dadurch ihre Auftrag⸗ 
geber der Gefahr einer Strafverfolgung ausſetzen würden. 


Wenn Rechtsanwälte ihren Auftraggebern nur Rat 
und Hilfe in Steuerſachen erteilt haben, müſſen ſie die Tat⸗ 
ſachen, die ihnen dabei bekanntgeworden ſind, in vollem 
Umfang der Finanzverwaltung auf Anfrage mitteilen, 
gegebenenfalls auch ihre diesbezüglichen Handakten un⸗ 
eingeſchränkt zur Einſichtnahme oder Anfertigung von Kon⸗ 
trollmitteilungen vorlegen (Hinweis auf das Gutachten des 
Reichsfinanzhofs vom 28. Mai 1938 Gr. S. D 2/88, RStBl. 
1938 S. 569). Ein Verweigerungsrecht beſteht nur inſoweit, 
als ſie ihre Auftraggeber der Gefahr einer Strafver⸗ 
folgung ausſetzen würden. 
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3. Hat der Rechtsanwalt als Bevollmächtigter im Sinn von 
§ 108 AO ein Schweigerecht? 

§ 108 AO beſtimmt, daß, wer als Bevollmächtigter oder 
als Verfügungsberechtigter auftritt, die Pflichten eines ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters hat. Nach der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs werden durch § 108 AO nicht alle 
Bevollmächtigten den geſetzlichen Vertretern gleich⸗ 
geſtellt, ſondern nur ſolche Bevollmächtigte, die ermächtigt 
ſind, Mittel ihres Auftraggebers zu ver⸗ 
walten oder über ſolche Mittel zu ver⸗ 
fügen. Die Tätigkeit eines Rechtsanwalts, die ſich auf die 
Beratung und Vertretung in einzelnen Steuerange⸗ 
legenheiten ſeines Auftraggebers beſchränkt, kann nicht dar⸗ 
unter fallen. Iſt aber ein Rechtsanwalt von ſeinem Auf⸗ 
traggeber bevollmächtigt, ſeine ſämtlichen Steuer⸗ 
angelegenheiten oder zumindeſt einen weſentlichen 
Teil ſeiner Steuerangelegenheiten für ihn zu erledigen 
und iſt ihm dazu von ſeinem Auftraggeber ein Verfü⸗ 
gungsrecht über deſſen Vermögen oder über 
einen Teil des Vermögens (3. B. Einräumung eines Bank⸗ 
kontos für Steuerzahlungen) gewährt worden, was künftig 
bei Fachanwälten für Steuerrecht öfter vor⸗ 
kommen wird, dann hat ein ſo bevollmächtigter Rechtsanwalt 
$ 108 AD gemäß die Pflichten eines geſetzlichen Vertreters. 

§ 103 AO gemäß haben die geſetzlichen Vertreter alle 
Pflichten zu erfüllen, die den Perſonen, die ſie 
vertreten, obliegen. Sie haben insbeſondere dafür zu 
ſorgen, daß die Steuern aus den Mitteln, die ſie ver⸗ 
walten, entrichtet werden. Sie haften § 109 AO gemäß 
inſoweit perſönlich neben dem Steuerpflichtigen, als 
durch ſchuldhafte Verletzung der ihnen auferlegten 
Pflichten Steueranſprüche verkürzt oder Erſtattungen oder 
Vergütungen zu Unrecht gewährt worden find. Rechts ⸗ 
anwälte ſind wegen Handlungen, die ſie in Ausübung 
ihres Berufs bei der Beratung in Steuerſachen vorgenom⸗ 
men haben, dem Reich gegenüber nur dann ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig, wenn dieſe Handlungen eine Verletzungihrer 
Berufspflicht enthalten. Ob eine ſolche Verletzung der 
Berufspflicht vorliegt, wird auf Antrag des Oberfinanz⸗ 
präſidenten im ehrengerichtlichen Verfahren 
entſchieden. 

Ein § 108 AO gemäß bevollmächtigter Rechtsanwalt 
hat, wenn er erkennt, daß eine Steuererklärung oder eine 
andere Erklärung, die ſein Auftraggeber einer Finanz⸗ 
behörde abgegeben hat, aus unverſchuldetem Irr⸗ 
tum unrichtig oder unvollſtändig iſt, und daß die Un⸗ 
richtigkeit oder Unvollſtändigkeit zu einer Verkürzung 
von Steuereinnahmen führen kann, das § 165 e 
AD gemäß unverzüglich der zuſtändigen Finanzbehörde an⸗ 
zuzeigen. In dieſem Fall ſteht dem Rechtsanwalt nicht 
nur nicht ſein Berufsgeheimnis zur Seite, ſondern er iſt 
ſogar der Finanzverwaltung gegenüber zur Anzeige 
verpflichtet, da er § 103 AO gemäß die Pflichten zu 
erfüllen hat, die ſeinem Auftraggeber obliegen. Dieſer wäre 
aber § 165e AO gemäß verpflichtet, den Sachverhalt der 
Finanzbehörde anzuzeigen. 

Darüber hinaus iſt aber der Rechtsanwalt auch dann 
zur Anzeige verpflichtet, wenn ſein Auftraggeber 
nicht aus unverſchuldetem Irrtum unrichtige oder 
unvollſtändige Angaben gemacht hat, ſondern vor ſätzlich 
oder fahrläſſig gehandelt hat. Für den Steuerpflich⸗ 
tigen ſelbſt ergibt ſich dieſe Pflicht aus den 88 165 e und 
166 AO. Infolgedeſſen trifft ſeinen im Sinn von § 108 AO 
bevollmächtigten Rechtsanwalt die gleiche Pflicht § 103 AO 
gemäß. Es kann dabei auch grundſätzlich nicht eingewendet 
werden, der Rechtsanwalt würde dadurch ſeinen Auftrag⸗ 
geber der Gefahr einer Strafverfolgung ausſetzen, und des⸗ 
wegen könne er § 177 Abſ. 2 AO gemäß nicht zur Anzeige 
verpflichtet ſein. Eine ſolche Anzeige ſtellt ſich als „Selbſt⸗ 
anzeige“ im Sinn des § 410 AO dar. Daß die Anzeige 
nicht der Steuerpflichtige unmittelbar, ſondern der Rechts⸗ 
anwalt erſtattet, iſt in dieſem Fall ohne Bedeutung. 
Eine fo umfaſſende Vollmachterkeilung, wie fie § 108 AD 
verlangt, umfaßt ſtets auch die Bevollmächtigung 
zur Anzeige im Sinn von § 410 A O. 


Auch die Beſtimmung des § 410 Abſ. 1 Satz 2 AO, daß 


Straffreiheit nur eintritt, wenn der Täter die Summe, die 


er ſchuldet, nach ihrer Feſtſetzung innerhalb der ihm be⸗ 
ſtimmten Friſt entrichtet, kann nicht zu einer an⸗ 
deren rechtlichen Beurteilung führen. 410 
Abſ. 1 AO behandelt grundſätzlich die Selbſtanzeige, die der 
Steuerpflichtige erſtattet. Wird die Anzeige durch den 
Rechtsanwalt erſtattet, ſo kann das auf Grund eines be⸗ 
ſonderen Auftrags geſchehen, der auf Erſtattung der 
Anzeige gerichtet iſt. In der Regel handelt aber der Rechts⸗ 
anwalt, der die Anzeige erſtattet, nicht auf Grund 
eines beſonderen (auf Erſtattung der Anzeige ge⸗ 
richteten) Auftrags, ſondern auf Grund der Ermäch⸗ 
tigung, die ſich aus dem allgemeinen, dem Rechts⸗ 
anwalt erteilten Auftrag ergibt. Der Rechtsanwalt hat 
inſoweit eine ähnliche Stellung wie die Perſonen, die 
§ 117 AO gemäß anzeigepflichtig ſind. Deren Anzeige be⸗ 
wirkt aber eine Straffreiheit für die urſprünglich ſteuer⸗ 
unehrlichen Perſonen § 410 Abſ. 2 AO gemäß, ohne daß 
eine Zahlung der geſchuldeten Summe innerhalb einer be⸗ 
ſtimmten Friſt erfolgen muß. 8 410 Abſ. 2 AO muß man 
deshalb entſprechend auch auf die Anzeige des Bevoll⸗ 
mächtigten im Sinn von § 108 AO anwenden. Das hat aber 
dann zur Folge, daß durch die Anzeige des Rechtsanwalts 
deſſen Auftraggeber deshalb nicht ſtraf rechtlich v er. 
folgt wird, es ſei denn, daß ſchon vorher gegen ihn 
Strafanzeige erſtattet oder eine Unterſuchung eingeleitet 
worden iſt. 


4. Iſt der Rechtsanwalt § 117 Abf. 3 AO gemäß zur Anzeige 
verpflichtet? 

§ 117 Abſ. 1 AO begründet für Verwalter fremder Ver⸗ 
mögensmaſſen in beſtimmten Fällen eine Anzeige⸗ 
pflicht gegenüber den Finanzbehörden. § 117 Abſ. 3 AO 
beſtimmt, daß dasſelbe ſinngemäß gelten ſoll bei einem 
Wechſel in der Perſon des geſetzlichen Vertreters, Be⸗ 
triebsleiters oder Bevollmächtigten und dann, wenn 
eine geſetzliche Vertretung angeordnet wird. Wenn hier der 
Bevollmächtigte zuſammen mit dem geſetzlichen Vertreter 
und Betriebsleiter genannt wird, fo kann in $ 117 Abſ. 3 WO 
nur ein Bevollmächtigter gemeint ſein, wie er in § 108 AO 
verſtanden wird. Damit entfällt beiſpielsweiſe für Rechts⸗ 
anwälte die Anzeigepflicht beim Wechſel in der Perſon des 
Bevollmächtigten, wenn es ſich um die Beratung und Ver⸗ 
tretung nur in einzelnen Steuerangelegenheiten 
handelt. 
Iſt aber der Rechtsanwalt Bevollmächtigter im 
Sinn von §108 A O, und hatte der Steuerpflichtige 
vorher einen Dritten in gleicher Weiſe bevollmächtigt, ſo 
liegt ein Wechſel in der Perſon des Bevollmächtigten im 
Sinn von § 117 Abſ. 3 AO vor. Der zuletzt bevollmächtigte 
Rechtsanwalt iſt alſo dann verpflichtet, wenn er er⸗ 
kennt, daß Erklärungen, die der Steuerpflichtige zur Feſt⸗ 
ſetzung oder Veranlagung von Steuern abgegeben hat, un⸗ 
richtig oder unvollſtändig find, oder daß er 
pflichtwidrig unterlaſſen hat, ſolche Erklärungen 
abzugeben, dieſes binnen Monatsfriſt der Finanz⸗ 
behörde anzuzeigen; andernfalls er 8 117 AO gemäß für 
die vorenthaltenen Steuerbeträge perſönlich haftet. 
Dieſer Anzeigepflicht oder der etwaigen Haftung kann er 
ſich auch nicht durch eine Niederlegung des 
Auftrags entziehen. Auch hier kann nicht eingewendet 
werden, der Rechtsanwalt würde durch die Anzeige ſeinen 
Auftraggeber der Gefahr einer Strafverfolgung ausſetzen 
und deswegen ſei er § 177 Abſ. 2 AO gemäß von der An⸗ 
zeigepflicht befreit. 8 410 Abſ. 2 AO beſtimmt ausdrücklich, 
daß durch die Erſtattung dieſer Anzeige diejenigen, welche 
die in 8 117 AO bezeichneten Erklärungen abzugeben unter⸗ 
laſſen oder unrichtig oder unvollſtändig abgegeben haben, 
dieſerhalb nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden 
können, es ſei denn, daß vorher gegen ſie Strafanzeige er⸗ 
ſtattet oder eine Unterſuchung eingeleitet worden iſt. Ein 
Unterlaſſen dieſer Anzeige führt nicht allein zur 
perſönlichen Haftung, ſondern iſt auch nach Fortfall 
des § 409 AO als Steuerordnungswidrigkeit 
§ 413 AO gemäß zu beſtrafen. 


en ſt⸗ Nachricht en 


Steuerliche Behandlung inländiſcher Intereſſen an Unter- 
nehmen im Ausland 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß vom 
25. Oktober 1989 (8 1289 — 88 III R) das folgende angeordnet: 

Die Anordnungen, die ich in dem (nicht veröffentlichten) 
Runderlaß vom 12. Auguſt 1938 (8 1289.18 III R) getroffen habe, 
werden durch die folgenden Anordnungen erſetzt. Die Anord⸗ 
nungen ergehen auf Grund von § 17 Abſatz 2 Satz 1 und $ 131 
der Reichsabgabenordnung. Der Reichsminiſter des Innern hat 
den Anordnungen, die die Gewerbeſteuer betreffen, zugeſtimmt. 


Abſchnitt I 
Pr 00 Im 5 15 Abſatz 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes iſt be⸗ 
immt: 

„Hat eine Körperſchaft oder Perſonen vereinigung, die 
nach bürgerlichem Recht ſelbſtändig iſt, die ſich aber wirtſchaft⸗ 
lich als ein in der Gliederung eines Unternehmens geſondert 
geführter Betrieb darſtellt, weder ihre Geſchäftsleitung noch 
ihren Sitz im Inland, ſo wird ſie im Sinn der Steuergeſetze 
ſo behandelt, als befände ſich ihre Geſchäftsleitung an dem 
Ort, an dem 


1. die beherrſchende natürliche Perſon: 
ihren Wohnſitz oder, wenn ein Wohnſitz im Inland fehlt, 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt, 
2. die beherrſchende Körperſchaft, Perſonenvereinigung oder 
Vermögensmaſſe: 


ihre Geſchäftsleitung oder, wenn eine Geſchäftsleitung 
im Inland fehlt, ihren Sitz hat.“ 


2) Dieſe Vorſchrift iſt nicht anzuwenden, wenn jede der drei 
folgenden Vorausſetzungen erfüllt iſt: 


1. die ausländiſche Körperſchaft oder Perſonenbereinigung muß 
den Abſatz deutſcher Waren im Ausland oder die Bewirkung 
deutſcher Leiſtungen im Ausland oder die Einfuhr auslän⸗ 
diſcher Waren in das Inland zum Gegenſtand haben. Als 
Leiſtung im Sinn dieſer Vorſchrift gilt zum Beiſpiel auch die 
Vermittlung von Befrachtungsverträgen für deutſche Schiffe; 


2. das deutſche Unternehmen, in deſſen Gliederung die aus⸗ 
ländiſche Körperſchaft oder Perſonenvereinigung einen ge⸗ 
ſondert geführten Vetrieb darſtellt oder bei dem die Beteili⸗ 
gung an der ausländiſchen Körperſchaft oder Perſonenvereini⸗ 
gung notwendiges Betriebsvermögen darſtellt, muß bezüglich 
ſeiner Auslandsforderungen der deviſenrechtlichen Über⸗ 
wachung und Anbietungspflicht unterliegen; 


3. die ausländiſche Körperſchaft oder Perſonenvereinigung muß 
ihre Gewinne laufend in angemeſſenem Umfang ausſchütten 
und der inländiſchen Wirtſchaft zuführen. Inſoweit ſind die 
ausländiſchen Gewinne im Inland zur Einkommenſteuer oder 
Körperſchaftſteuer heranzuziehen. Das deutſche Unternehmen 
muß dem Finanzanit die Unterlagen beibringen, die erforder⸗ 
lich ſind, um die Angemeſſenheit dieſer Gewinnausſchüttungen 
und die ſteuerliche Bewertung feiner Anteile an der auslän⸗ 
diſchen Körperſchaft oder Perſonenvereinigung nachzuprüfen. 
Dabei iſt nicht kleinlich zu verfahren. Es muß insbeſondere 
vermieden werden, daß dem ausländiſchen Unternehmen und 
den an ihm beteiligten Ausländern durch Art und Inhalt der 
Erhebungen deren Zuſammenhang mit der Behandlung ſteuer⸗ 
rechtlicher Fragen in Deutſchland erkennbar wird. 


(3) Die Schachtelvergünſtigung (§ 9 des Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes und § 80 des Reichsbewertungsgeſetzes) wird inſoweit 
nicht gewährt, als das Unternehmen, an dem die Steuerpflichtige 
beteiligt iſt, auf Grund dieſes Erlaſſes nicht zur Körperſchaft⸗ 
ſteuer oder Vermögenſteuer herangezogen wird. 


(4) Durch $ 15 Abſatz 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes wird 
für die dort bezeichneten ausländiſchen Körperſchaften und Per⸗ 
ſonenvereinigungen eine Betriebſtätte im Inland nicht begründet, 
weil es an einer feſten örtlichen Anlage im Inland fehlt. Infolge⸗ 
deſſen beſteht keine Gewerbeſteuerpflicht. Hinweis auf Abſchnitt IV 
der Gewerbeſteuer⸗Richtlinien vom 20. Februar 1938 (RStBl. 1988 
S. 245, 240, 250). 

Abſchnitt II 


(1) Natürliche Perſonen, die im Inland einen Wohnſitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, und Körperſchaften und 
Perſonenvereinigungen, die ihre Geſchäftsleitung oder ihren Sitz 
im Inland haben, ſind mit allen ihren Einkünften einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig oder körperſchaftſteuerpflichtig. Dazu gehören auch 
ihre im Ausland, insbeſondere durch ausländiſche Zweignieder⸗ 
laſſungen, erzielten gewerblichen Einkünfte. Dieſe Einkünfte 


werden in der Regel auch im Ausland zu Steuern herangezogen. 
Das Deutſche Reich hat mit ausländiſchen Staaten Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung abgeſchloſſen oder ent⸗ 
ſprechende anderweitige oder vorläufige Regelungen getroffen. 
Im Verhältnis zu dieſen Staaten tritt eine ſteuerliche Erleichte⸗ 
rung ein, Dieſe beſteht darin, daß Einkünfte, die durch die Tätig⸗ 
keit einer in dem anderen Vertragsſtaat befindlichen Betriebſtätte 
erzielt werden, im Inland nicht beſteuert werden. Der Begriff 
der Betriebſtätte richtet ſich dabei nach den Vereinbarungen, die 
mit dem anderen Vertragsteil getroffen worden ſind. 

2) Es gibt Staaten, mit denen ein Abkommen zur Ver⸗ 
meidung der Doppelbeſteuerung noch nicht abgeſchloſſen oder eine 
entſprechende anderweitige oder vorläufige Regelung noch nicht 
getroffen worden iſt. Im Verhältnis zu dieſen Staaten treten 
zur Erhaltung und geſunden Entwicklung des deutſchen Außen⸗ 
handels ſteuerliche Erleichterungen nach Maßgabe der folgenden 
Beſtimmungen ein. Die ſteuerlichen Erleichterungen gelten für 
die im Abſatz 1 Satz 1 bezeichneten Steuerpflichtigen. Bei dieſen 
Steuerpflichtigen werden 


a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb, die durch die Tätigkeit einer 
in einem ſolchen Staat (Satz 1) befindlichen Zweignieder⸗ 
laſſung erzielt werden, nicht zur Einkommenſteuer oder zur 
Körperſchaftſteuer und 

p) im Ausland befindliches, dem Geſchäftsbetrieb der Zweig⸗ 
niederlaſſung gewidmetes Gewerbekapital nicht zur Vermögen⸗ 
ſteuer und zur Aufbringungsumlage 


herangezogen. Dieſe ſteuerlichen Erleichterungen treten aber nur 
dann ein, wenn jede der ſechs folgenden Vorausſetzungen er» 
füllt iſt: 


1. die ausländiſche Zweigniederlaſſung muß den Abſatz deutſcher 
Waren im Ausland oder die Bewirkung deutſcher Leiſtungen 
im Ausland oder die Einfuhr ausländiſcher Waren in das 
Inland zum Gegenſtand haben. Als Leiſtung im Sinn dieſer 
Vorſchrift gilt zum Beiſpiel auch die Vermittlung von Be⸗ 
frachtungsverträgen für deutſche Schiffe; 

2. die ausländiſche Zweigniederlaſſung muß im Intereſſe ihres 
Mutterhauſes Geſchäfte im Ausland betreiben; 


3. der mit der Führung der Geſchäfte der Zweigniederlaſſung 
Beauftragte muß ſeine Tätigkeit im Rahmen einer gewiſſen 
Selbſtändigkeit ausüben. Er darf nicht bloß als Geſchafts⸗ 
vermittler auftreten, ſondern er muß berechtigt fein, nach 
außen ſelbſtändig aufzutreten und äußerlich mit der ſelb⸗ 
ſtändigen Leitung betraut ſein; 

4. die ausländiſche Zweigniederlaſſung muß mit einem be⸗ 
ſonderen Betriebsvermögen ausgeſtattet und gegenüber dem 
inländiſchen Teil des Geſamtunternehmens durch organi⸗ 
ſatoriſche Maßnahmen, insbeſondere auf Grund einer eigenen 
Rechnungsführung (Buchführung), jo abgeſondert fein, daß die 
Möglichkeit der Ausgliederung derjenigen Teile der Einkünfte 
und des Gewerbekapitals ſichergeſtellt iſt, für die die Steuer⸗ 
befreiung gewährt iſt; 

5. das deutſche Unternehmen, in deſſen Gliederung die aus⸗ 
ländiſche Zweigniederlaſſung einen den Ziffern 2 bis 4 gemäß 
eſondert geführten Betrieb darſtellt, muß bezüglich ſeiner 
Auslandsforderungen der deviſenrechtlichen überwachung und 
Anbietungspflicht unterliegen; 

6. die ausländiſche Zweigniederlaſſung muß ihre Gewinne 
laufend in angemeſſenem Umfang an das Mutterhaus aus⸗ 
ſchütten oder ſo abführen, daß ſie der inländiſchen Wirtſchaft 
auch tatſächlich zufließen. Inſoweit ſind die ausländiſchen 
Gewinne im Inland zur Einkommenſteuer oder Körperſchaft⸗ 
ſteuer heranzuziehen. Das deutſche Unternehmen muß dem 
Finanzamt die Unterlagen beibringen. die erforderlich ſind, 
um die Angemeſſenheit dieſer Gewinnausſchüttungen und die 
ſteuerliche Bewertung des beſonderen Betriebsvermögens der 
ausländiſchen Zweigniederlaſſung nachzuprüfen. Dabei iſt 
nicht kleinlich zu verfahren. Es muß insbeſondere vermieden 
werden, daß dem ausländiſchen Unternehmen und den an ihm 
beteiligten Ausländern durch Art und Inhalt der Erhebungen 
deren Zuſammenhang mit der Behandlung ſteuerrechtlicher 
Fragen in Deutſchland erkennbar wird. 


(8) Die Befreiung von der Einkommenſteuer oder der 
Körperſchaftſteuer iſt nur inſoweit zu gewähren, als die zuſtändige 
Reichsbankanſtalt von der Anbietungs⸗ und Ablieferungspfkicht 
keinen Gebrauch macht. 

(4) Die Gewährung der Befreiung von der Einkommenſteuer 
oder der Körperſchaftſteuer bedingt zugleich den Verzicht, Verlufte 
der ausländiſchen Zweigniederlaſſung bei der Beſteuerung des 
Einkommens und bei der Gewerbeſteuer auszugleichen. 
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Abſchnitt III 
(1) Es kommt vor, daß die Beteiligung an einer aus⸗ 
ländiſchen Perſonenvereinigung 
(an einer ausländiſchen Geſellſchaft, die einer deutſchen 
Offenen Handelsgeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft oder 
anderen Unternehmergemeinſchaft entſpricht) 


notwendiges Betriebsvermögen eines inländiſchen Unternehmers 
darſtellt, ohne daß bei der ausländiſchen Perſonenvereinigung die 
Vorausſetzungen des § 15 Abſatzes 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes 
vorliegen, und daß die Perſonenvereinigung ihren Sitz in einem 
Staat hat, mit dem ein Abkommen zur Vermeidung der Doppel⸗ 
beſteuerung noch nicht abgeſchloſſen oder eine entſprechende ander⸗ 
weitige oder vorläufige Regelung noch nicht getroffen worden iſt. 
In dieſen Fällen ſind die Einkünfte aus der Beteiligung nicht zur 
Einkommenſteuer oder zur Körperſchaftſteuer und die Beteiligung 
nicht zur Vermögenſteuer und zur Aufbringungsumlage heran⸗ 
zuziehen, wenn jede der folgenden vier Vorausſetzungen erfüllt iſt: 


1. die ausländiſche Perſonenvereinigung, an der die Beteiligung 
beſteht, muß den Abſatz deutſcher Waren im Ausland oder die 
Bewirkung beutſcher Leiſtungen im Ausland oder die Einfuhr 
ausländiſcher Waren in das Inland zum Gegenſtand haben. 
Als Leistung im Sinn dieſer Vorſchrift gilt zum Beiſpiel auch 
die Vermittlung von Befrachtungsverträgen für deutſche 
Schiffe; 

2. die ausländiſche Perſonenvereinigung, an der die Beteiligung 
beſteht, muß im Intereſſe des inländiſchen Unternehmens, zu 
deſſen notwendigem Betriebsvermögen die Beteiligung gehört, 
Geſchäfte im Ausland betreiben; 


3. das inländiſche Unternehmen, zu deſſen notwendigem Be⸗ 
triebsvermögen die Beteiligung an der ausländiſchen Per⸗ 
ſonenvereinigung gehört, muß bezüglich ſeiner Auslandsforde⸗ 
rungen der deviſenrechtlichen Überwachung und Anbietungs⸗ 
pflicht unterliegen; 


4. das inländiſche Unternehmen (der inländiſche Geſellſchafter) 
muß die ihm im Ausland zufallenden Gewinne laufend in 
angemeſſenem Umfang der inländiſchen Wirtſchaft zuführen. 
Inſoweit ſind die ausländiſchen Gewinne im Inland zur Ein⸗ 
kommenſteuer oder Körperſchaftſteuer heranzuziehen. Das 
deutſche Unternehmen muß dem Finanzamt die Unterlagen 
beibringen, die erforderlich ſind, um die Angemeſſenheit dieſer 
Gewinnzuführungen und die ſteuerliche Bewertung ſeiner 
Anteile an der ausländiſchen Perſonenvereinigung nachzu⸗ 
prüfen. Dabei iſt nicht kleinlich zu verfahren. Es muß ins⸗ 
beſondere vermieden werden, daß dem ausländiſchen Unter⸗ 
nehmen und den an ihm beteiligten Ausländern durch Art 
und Inhalt der Erhebungen deren Zuſammenhang mit der 
Gn ng ſteuerrechtlicher Fragen in Deutſchland erkenn⸗ 
ar wird. 


(2) Die Befreiung von der Einkommenſteuer oder der Kör⸗ 
perſchaftſteuer iſt nur inſoweit zu gewähren, als die zuſtändige 
Reichsbankanſtalt von der Anbietungs⸗ und Ablieferungspflicht 
keinen Gebrauch macht. 

18) Die Gewährung der Befreiung von der Einkommenſteuer 
oder der Körperſchaftſteuer bedingt zugleich den Verzicht, Verluſte 
auf die Beteiligung an der ausländiſchen Perſonenvereinigung 
bei der Beſteuerung des Inlandseinkommens auszugleichen. 

(4) Sind alle Vorausſetzungen der Abſätze 1 und 2 erfüllt, 
ſo ſind die Einkünfte aus der Beteiligung auch bei der Ermitt⸗ 
lung des Gewerbeertrags nicht heranzuziehen. Die Gewährung 
dieſer Befreiung bedingt ebenfalls zugleich den Verzicht, Verluſte 
aus der Beteiligung auszugleichen. Bei der Ermittlung des Ge⸗ 
werbekapitals iſt der Wert (Teilwert) der Beteiligung nicht an⸗ 


uſetzen. 
u Abſchnitt IV 

9 14 Abſatz 8 des Steueranpaſſungsgeſetzes iſt nicht anzuwen⸗ 
den auf Inhaber oder leitende Angeſtellte von deutſchen Aus⸗ 
landsunternehmen, die den Abſatz deutſcher Waren im Ausland 
oder die Bewirkung deutſcher Leiſtungen im Ausland oder die 
Einfuhr ausländiſcher Waren in das Inland zum Gegenſtand 
haben. Dieſe Perſonen unterliegen jedoch mit inländiſchen Ein⸗ 
fünften (8 49 des Einkommenſteuergeſetzes) und mit Inlandsver⸗ 
mögen ($ 2 Abſatz 2 des Vermögenſteuergeſetzes) der beſchränkten 
Steuerpflicht. 

Abſchnitt V 


Bei Zweifeln, ob im Einzelfall die ausländiſche Körperſchaft 
oder Perſonenbereinigung einen geſondert geführten Betrieb des 
deutſchen Unternehmens Abſchnitt I gemäß darſtellt, oder ob im 
Einzelfall die tatſächlichen Vorausſetzungen Abſchnitt II Abſatz 2 
Ziffern 2 bis 4 oder Abſchnitt III Abſatz 1 Ziffer 2 gemäß ge⸗ 
geben ſind, wird es nerd men ſein, ein Gutachten der Handels⸗ 
kammer oder der zuftändigen Reichsbankanſtalt anzufordern. 


Abſchnitt VI 
Es ſind anzuwenden: 


Abſchnitte J und IV des Erlaſſes auf alle zur Zeit laufenden 
und noch nicht rechtskräftig abgeſchloſſenen Veranlagungsfälle, 
Abſchnitte II und III des Erlaſſes erſtmalig auf Veranlagun⸗ 
gen zur Einkommenſteuer oder zur Körperſchaftſteuer für das 
Kalenderjahr 1938 und auf die nächſte Hauptveranlagung zur 
Vermögenſteuer und Aufbringungsumlage. Tr. 


Zum Steuergutſchein-Uerfahren 


1. Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig und ehemalig 
volniſche Gebiete ſind im Bereich des NF Ausland 


Der Ni iſt in den Gebieten der ehemaligen 
Republik Polen, die inzwiſchen in das Reich ein⸗ 
gegliedert worden ſind, und in den Gebieten, die vom 
Generalgouverneur berwaltet werden, nicht ein⸗ 
geführt. Das gleiche gilt für das Gebiet der ehemaligen 
Freien Stadt Gear Gewerbliche Unternehmer, die in dieſen 
Gebieten ihre Betriebſtätte haben, ſind im Bereich des N daher 
grundſätzlich wie Ausländer zu behandeln. Sie ſind nicht 
verpflichtet, Steuergutſcheine anzunehmen, und nicht 
berechtigt, in Steuergutſcheinen zu bezahlen. 


Erzeugniſſe dieſer Gebiete ſind . 
niſſe einer ausländiſchen Volkswirtſchaft im 
Sinn des § 10 Abſatz 3 der NF DV. Gewerbliche Unternehmer 
im ſonſtigen Reichsgebiet ſind daher nicht verpflichtet, Steuer⸗ 
gutſcheine für Ergeugniſſe der bezeichneten Gebiete, die im 
ſonſtigen Reichsgebiet weder bearbeitet noch verarbeitet worden 
lind, an Zahlungs Statt anzunehmen. 


2. Recht zur Bezahlung in Steuergutſcheinen und Annahmepflicht 
von Steuergutſcheinen im Memelgebiet 


Gemäß 8 4 des Geſetzes über die Wiedervereinigung des 
Memellandes mit dem Altreich vom 23. März 1989 iſt das ge⸗ 
ſamte deutſche Reichsrecht im Memelgebiet mit 
Wirkung ab 1. Mai 1939 in Kraft Fett; ſoweit 
nicht ausdrücklich eine Ausnahme gemacht worden iſt. Im Bereich 
des Ni iſt eine Ausnahme nur für die 95 5 bis 10 dieſes Ge⸗ 
ſetzes, die die Vorſchriften über die Mehreinkommen⸗ 
ſteuer enthalten, gemacht worden. Die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen über die Bezahlung von Lieferungen und ſonſtigen Lei⸗ 
ſtungen in Steuergutſcheinen ($ 2 NF) gelten daher ab 
1. Mai 1939 auch im Memelgebiet. Gewerbliche Unter: 
nehmer, die in dieſem Gebiet ihre Betriebſtätte haben, ſind ab 
dieſem Zeitpunkt zur Annahme von Steuergutſcheinen ver⸗ 
pflichtet und zur Bezahlung in Steuergutſcheinen be⸗ 
rechtigt. Das gilt in ſinngemäßer Anwendung von $ 17 des 
N für Rechnungsbeträge, die nach dem 30. April 
1939 fällig geworden ſind. 


3. Gewinnanteile eines ſtillen Geſellſchafters nicht ſteuergutſchein⸗ 
fähig 
Eine umſatzſteuerpflichtige Leiſtung liegt Gewinn⸗ 
anteilen, die einem ſtillen Geſellſchafter zuſtehen, 
nicht zugrunde. Dieſe Gewinnanteile können infolgedeſſen 
nicht anteilig in Steuergutſcheinen ausgezahlt werden. 


4. Sicherheitsleiſtung für Frachtzahlungen 


Der Reichsverkehrsminiſter hat die Verkehrs⸗Kredit⸗Bank A 
in Berlin ermächtigt, Steuergutſcheine I und Steuergutſcheine II 
zur Sicherheitsleiſtung für geſtundete Frachten 
anzunehmen. 


Die Stundung von Frachten iſt nicht als Kre⸗ 
ditgewährung im Sinn des $ 11 der Zweiten ND an⸗ 
zuſehen. Die Verwendung von Steuergutſcheinen I zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung für Frachtſtundungen iſt daher im 
Bereich der Bewertungsfreiheit unſchädlich. 


5. Zurückbehaltungsrecht im Bereich der Bewertungsfrelhelt 
unſchädlich 


Der Lauf der Friſten, die für die Inanſpruch⸗ 
nahme der Bewertungsfreiheit vorgeſchrieben find 
(5 8 Abſätze 1 bis 4 N), wird § 11 der Zweiten NF D gemäß 
nur durch die Verpfändung und die Sicherungsüber⸗ 
eignung von Steuergutſcheinen zur Sicherung von Krediten 
unterbrochen. Das geſetzliche Zurückbehaltungsrecht 
oder ein Zurückbehaltungsrecht, das vertraglich ver⸗ 
einbart iſt, unterbricht den Lauf dieſer Friſten a 

Zus. 
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Abführung erjparter Lohnteile und Angabe im Cohnkonto 


Der Arbeitgeber, der auf Grund der Kriegswirtſchaftsverord⸗ 
nung vom 4. September 1939 (RGBl. I S. 1609) und der zu 
Abſchnitt IV der Kriegswirtſchaftsverordnung ergangenen Durch⸗ 
führungsberordnung vom 11. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2053) 
Lohnteile erſpart, hat die erſparten Lohnteile an das Finanzamt 
(Finanzkaſſe) abzuführen. Hinweis auf den Aufſatz „Die Ab⸗ 
führung erſparter Lohnteile“ in Nr. 43 der DEZ. Die abzufüh⸗ 
renden erſparten Lohnteile (nicht mehr gezahlte Lohn zuſchlage 
und durch Senkung überhöhter Löhne erſparte Lohn beträg e) 
ſind in der Regel genau zu berechnen und in dem Lohnkonto, das 
der Arbeitgeber fuͤr jeden Arbeitnehmer ſchon wegen der Lohn⸗ 
ſteuer zu führen hat, beſonders zu bezeichnen. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat inzwiſchen in ſeinem Runderlaß vom 25. Okto⸗ 
ber 1939 S 2234 — 21II die Finanzämter ermächtigt, auf Antrag 
zuzulaſſen, daß die erſparten Lohnteile nicht in den 
Lohnkonten aufgeführt zu werden brauchen, 
wenn dieſe Beträge aus der übrigen Buch⸗ 
führung des Arbeitgebers ohne beſondere Be⸗ 
rechnung feſtgeſtellt werden können. 

Macht die genaue Berechnung der Lohnbeträge, die auf Grund 
des § 18 Abſätze 1 und 4 der Kriegswirtſchaftsverordnung durch 
die Senkung überhöhter Löhne erſpart werden, dem 
Arbeitgeber unzumutbare Schwierigkeiten, ſo kann der Arbeit⸗ 
geber mit Zuſtimmung des Finanzamts zur Abgeltung der er⸗ 
ſparten Löhne Pauſchbeträge abführen. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat in ſeinem Runderlaß vom 25. Oktober 1939 8 2234 — 
2 III die Finanzämter ermächtigt, auf Antrag auch für die 
Lohnzuſchläge (Zuſchläge für Mehrarbeit, Sonntags-, 
Feiertags⸗ und Nachtarbeit), die vor dem 1. November 
1939 auf Grund des 8 18 Abſatz 8 der Kriegswirtſchaftsverord⸗ 
nung erſpart werden, die Abführung eines überſchlägig be⸗ 
rechneten Betrags (Pauſchbetrags) zuzulaſſen. Für die Zeit ab 
1. November 1939 find die erſparten Lohn zuſchläge ſtets 
genau zu berechnen. 

Soweit das Finanzamt der Abführung von Pauſch⸗ 
beträgen zugeſtimmt hat, kommt eine Anſchreibnug der durch 
den Pauſchbetrag abgegoltenen erſparten Lohnteile im Lohnkonto 
des einzelnen Arbeitnehmers nicht in Betracht. Oe. 


Einführung der Bürgerfteuer im Memelland 


Im Memelland tritt das Bürgerſteuerrecht des Alt⸗ 
reichs am 1. Januar 1940 in Kraft (Hinweis auf Nr. 40 der 
DEZ). Zur Durchführung des Bürgerſteuergeſetzes hat der 
Reichsminiſter der Finanzen einen Runderlaß vom 19. Oktober 
1939 erlaſſen, der im NSLVT. 1939 S. 1073 abgedruckt iſt. Dieſem 
Runderlaß gemäß iſt Beſteuerungsgrundlage für das 
Erhebungsjahr 1940 ausſchließlich das Einkommen. 
Als im Bemeſſungsjahr (Kalenderjahr 1938) bezogenes Einkom⸗ 
men gilt das Einkommen im Sinnedes Ginkommen⸗ 
und Lohnſteuergeſetzes für das Memelgebiet. 
Bei der Ermittlung des Einkommens für die Zwecke der Bürger⸗ 
ſteuer find die drei folgenden Fälle zu unterſcheiden: 


1. Bei Steuerpflichtigen, die mit ihrem gefamten Jahres⸗ 
einkommen zur Einkommenſteuer zu ver⸗ 
anlagen ſind, bildet das bei der Veranlagung feſtgeſtellte 
Einkommen die Beſteuerungsgrundlage. 


2. Bei Steuerpflichtigen, deren geſamtes Jahreseinkommen aus 
Arbeitslohn und ſonſtigem Einkommen bis zu 1200 Lit be⸗ 
ſtand und das 20 000 Lit nicht überſtiegen hat, und die des⸗ 
halb nicht zur Einkommenſteuer zu veran⸗ 
lagen waren, bildet der rohe Arbeitslohn abzüglich 500 RM 
die Beſteuerungsgrundlage. 

3. Bei Steuerpflichtigen, deren geſamtes Jahreseinkommen aus 
Arbeitslohn und ſonſtigem Einkommen über 1200 Lit beſtand 
und das 20 000 Lit nicht überſtiegen hat, und die deshalb nur 
mit dem ſonſtigen Einkommen zur Einkommenſteuer zu ver⸗ 
anlagen waren, bildet der Geſamtbetrag des bei der 
Veranlagung feſtgeſtellten Einkommens und des rohen 
Arbeitslohns abzüglich 500 RM die Beſteuerungsgrundlage. 


Die Umrechnung der Lit⸗Beträge hat entſprechend dem 
in der Verordnung über die Einführung der Reichsmarkwährung 
im Memelgebiet vom 23. März 1939 (RGBl. I S. 565) feſt⸗ 
geſetzten Umrechnungsverhältnis von 1 Lit = 40 Rpf. zu erfolgen. 

Die Vorſchriften im $ 6 Abſatz 1 Ziffer 2 Buchſtaben b und o 
BStG haben für die Erhebung der Bürgerſteuer des Kalender⸗ 
jabres 1940 keine Bedeutung. 

Einkommenſteuerfrei im Sinn des § 8 Abſätze 1 
und 2 BSt6 find: 


1. Steuerpflichtige, die mit ihrem im Kalenderjahr 1988 bezoge⸗ 
nen Einkommen nach dem Einkommen⸗ und Lohnſteuergeſetz 
für das Memelgebiet weder im Weg der Veranlagung noch 


durch Steuerabzug vom Arbeitslohn tatſächlich zu einer Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen worden ſind; 

2. Steuerpflichtige, die mit ihrem im Kalenderjahr 1938 bezoge⸗ 
nen, in Reichsmark umgerechneten Einkommen im Sinn des 
§ 6 BSt& nach der Einkommenſteuertabelle des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 6. Februar 1938 (RGBl. I S. 121, RStBl. 
1938 S. 113) im Fall der Veranlagung nicht zu einer Ein⸗ 
kommenſteuer heranzuziehen geweſen wären. 

Die Anforderung der Bürgerſteuer auf der 
Lohnſteuerkarte kann abweichend von den Vorſchriften im 
8 13 Abſatz 3 Ziffer 1 und im $ 23 Abſatz 5 BSt® auch dann 
noch erfolgen, wenn die Bürgerſteuer auf Grund eines nach 
dem 21. Oktober 1939, aber bis zum 1. Dezember 1939 
feſtgeſetzten Hebeſatzes zu erheben iſt. O. 


Einführung des Beichserbſchaftſteuerrechts in Danzig 


Die reichsdeutſche Erbſchaftſteuer iſt im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig durch die Verordnung vom 26. September 
1939 (RGBl. I S. 2001, RStBl. S. 1037) eingeführt worden. Das 
neue Recht iſt auf alle Erbfälle und Schenkungsfälle anzuwenden, 
für die die Steuerſchuld § 14 ErbStch gemäß nach dem 31. Auguſt 
1939 entſtanden iſt oder entſteht. Der Reichsminiſter der Finanzen 
hat gemäß der Ermächtigung im 84 der Einführungsverordnung 
eine Anweiſung vom 30. Oktober 1939 8 3900 A — 1 III b an 
den Oberfinanzpräſidenten Danzig erlaſſen. Dieſe enthält außer 
Erläuterungen zum Erbſchaftſteuergeſetz eingehende Anordnungen 
zur Durchführung des Geſetzes. Sie regeln insbeſondere die An⸗ 
melde⸗ und Erklärungspflichten der Steuerpflichtigen und dritter 
Perſonen (Vermögensverwahrer und berwalter, Ausgeber von 
Namensaktien, Verſicherungsunternehmen, Standesämter, Gerichte, 
Notare, Genehmigungsbehörden) und den Erlaß und die Bekannt⸗ 
gabe von Steuerbeſcheiden. 

Der Runderlaß iſt verkäuflich und durch die Reichsdruckerei 
zu beziehen. Wz. 


Einführung der Reichsfluchtfteuer in Danzig 


Nach 84 Abſatz 1 des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich vom 1. Sep⸗ 
tember 1939 (RGBl. I ©. 1547) tritt am 1. Januar 1940 
das geſamte Reichs recht in der bisherigen 
Freien Stadt Danzig in Kraft. Mit der Einführung 
der Reichsfluchtſteuer in Danzig konnte bis zu dieſem 
Zeitpunkt nicht gewartet werden. Die Reichsfluchtſteuer iſt daher 
auf Grund der Ermächtigung des $ 4 Abſatz 3 des Wiedervereini⸗ 
gungsgeſetzes bereits jetzt, und zwar durch die im Reichs⸗ 
geſetzblatt I S. 2106 veröffentlichte Dr itte Verordnung 
zur Einführung ſteuer rechtlicher Vorſchriften 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
vom 25. Oktober 1939, eingeführt worden. 

In dieſer Verordnung iſt beſtimmt, daß die Vorſchriften 
über die Reichsfluchtſteuer vom 8. Dezember 
1931 (RGBl. 1 S. 699) und ihre ſpäteren Anderungen im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig nach Maßgabe des 
§S 2 und des 83 der Verordnung anzuwenden ſind. 

Eine Reichsfluchtſteuer haben 82 der Ver⸗ 
ordnung gemäß zu entrichten: 

1. Perſonen, die auf Grund des $ 2 des Geſetzes über die Wieder⸗ 
vereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich 
deutſche Staatsangehörige geworden ſind und nach dem 1. Sep⸗ 
tember 1939 ihren Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufent⸗ 
halt im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig auf⸗ 
gegeben haben oder aufgeben; 

2. Perſonen, die am 81. März 1931 deutſche Staatsangehörige 
geweſen ſind und nach dem 1. September 1939 ihren Wohnſitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig aufgegeben haben oder aufgeben. 

Entſprechendes gilt für Perſonen, die durch die Wiederberei- 
nigung der Oſtmark, des Sudetenlands, der böhmiſchen und 
mähriſchen Gebiete und des Memellandes mit dem Deutſchen 
Reich deutſche Staatsangehörige geworden ſind. 

Als Reichsfluchtſteuer iſt ein Betrag in Höhe eines 
Viertels des Vermögens zu entrichten. Für die Be⸗ 
rechnung der Reichsfluchtſteuer iſt $ 3 der Verordnung gemäß 
der letzte Vermögenſteuerbeſcheid maßgebend, den 
der Steuerpflichtige vor der Aufgabe ſeines Wohnſitzes im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig erhalten hat. Hierbei ſind 
Guldenbeträge auf Reichsmark umzurechnen. 

Die verfahrensmäßigen Vorausſetzungen 
für die Durchführung der Verordnung find durch die Erſte Ver⸗ 
ordnung zur Einführung ſteuer rechtlicher 
Vorſchriften im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig vom 28. September 1939 (RGBl. 1 
S. 1936) geſchaffen worden. Muß, 


Geld, Kredit und äppestliclie Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe. Stand vom 8. November 1939: 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939 99,50 bis 99,55; 
Januar 1940 98,90 bis 98.95; Februar 98,65 bis 98,70; März 
98,40 bis 98,45; April/Mai 98,25 bis 98,30. — Steuergut⸗ 
ſcheine II: Juni 1942 96; Juli 95/8; Auguſt 95,25; Sep⸗ 
tember 94,75; Oktober 94,50; November 94,50. 


Vereinfachung und Beſchleunigung des Verfahrens in der 
Deviſenbewirtſchaftung. Das Genehmigungsverfahren bei den 
Deviſenſtellen iſt neu geordnet worden. Es wird ſich daraus eine 
weſentliche Verkürzung der Bearbeitungsdauer 
ergeben. Die Mehrzahl der Anträge wird in der Regel Zug um 
Zug erledigt werden können. — Es find jetzt für Anträge, die oft 
vorkommen, Vordrucke vorgeſehen. Solche ſind bei allen 
Banken, Sparkaſſen und Girozentralen zu haben. — Anträge, die 
mit dem Außenhandel zuſammenhängen, werden von der 
Deviſenſtelle ſofort bearbeitet. Es empfiehlt ſich, den Antrag 
durch einen Vermerk „Antrag betrifft Außen handel“ 
zu kennzeichnen. 


Neue Formblätter für die Gliederung des Jah resabſchluſſes 
der Kreditinſtitute. Die Formblätter find im Reichsgeſetzblatt 
Teil ! vom 26. Oktober 1939 S. 2079 veröffentlicht. Sie bringen 
eine Vereinfachung der Rechnungslegung der 
Kreditinſtitute. 


Danziger Scheidemünzen werden Reichswährung. Die Scheide⸗ 
münzen, die auf 10 und 5 Pfennig Danziger Währung 
lauten, gelten ſeit dem 26. Oktober 1939 als Rei chsmark⸗ 
ſcheidemünzen im Nennbetrag von 10 und 5 Reichspfennig. 


Deckung des Kriegsriſikos bei Sterbekaſſen. Das Reichsauf⸗ 
ſichtsamt für Privatverſicherungen hat die Deckung des Kriegs⸗ 
riſikos durch Sterbekaſſen geregelt (Hinweis auf 8 53 des 
Verſicherungsaufſichtsgeſetzes). Die Regelung entſpricht den Vor⸗ 
ſchriften für die Großlebensverſicherung (Hinweis auf die Meldung 
in Nr. 43 des Wirtſchaftlichen Beobachters). Ein einmaliger 
Gefahrenzuſchlag iſt bei Sterbegeldverſicherungen zu er⸗ 
heben, die ſeit dem 1. September 1938 beantragt wurden. Der 
Zuſchlag beträgt 1 vom Hundert des Teils der Verſicherungs⸗ 
fumme, der 500 RM überſteigt. Ein Zuſchlag wird bei Verſiche⸗ 
rungen mit einer Verſicherungsſumme unter 500 RM 
nicht erhoben. Betriebsſterbekaſſen, deren Mit⸗ 
glieder zum Abſchluß der Verſicherung auf Grund ihres Arbeits⸗ 
verhältniſſes verpflichtet ſind, gewähren den vollen Ver⸗ 
ſicherungsſchutz ohne Erhebung eines Gefahrenzu⸗ 
ſchlages. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Preisliſten für Kraftfahrzeugreparaturen. Der Reichskom⸗ 
miſſar für die Preisbildung hatte durch eine Anordnung vom 
3. Februar 1988 für verſchiedene Kraftfahrzeugtypen die Preiſe 
für Reparaturen einheitlich geregelt. Dieſes Verfahren hat ſich 
ſehr gut bewährt. Das Verfahren iſt nunmehr auf die folgenden 
Firmen und Typen ausgedehnt worden: Opel (Kadett, 
Super 6, Blitzſchnell⸗Laſtwagen); Auto⸗ Union (De W, Horch); 
Audi⸗Front (MW 2 Liter und 225); Daimler-Benz 
(470 V, DB 230); Auſtro⸗Daimler⸗Steyr (Type 50, 55, 
200, 220, 630); NSU⸗Fiat (Type 500, 1000, 1 100, 1 500). 


Verkehr 


Feldpoſtpäckchen bis 1 Kilogramm. Ab 1. November 1939 ſind 
Feldpoſtpäckchen bis zum Gewicht von 1 Kilogramm an und von 
Soldaten zugelaſſen. Das Höchſtmaß beträgt für Länge, Breite 
und Höhe zuſammen 60 em, bei Rollenform für Länge und den 
zweifachen Durchmeſſer ebenfalls 60 em. Feldpoſtpäckchen bis 
250 Gramm werden wie bisher gebührenfrei befördert. Für Feld⸗ 
poſtpäckchen über 250 bis 1000 Gramm iſt eine Gebühr von 
20 Rpfg zu entrichten. Feldpoſtpäckchen über 250 Gramm aus der 
Heimat an Soldaten müſſen freigemacht werden. Nicht oder unzu⸗ 
reichend freigemachte Sendungen werden dem Abſender zurück⸗ 
gegeben. Für Feldpoſtpäckchen über 250 Gramm von Soldaten, 
die nicht oder unzureichend freigemacht ſind, wird der Fehlbetrag 
ohne Zuſchlag vom Empfänger erhoben. 

Paketdienſt mit Oſtoberſchleſien. Zwiſchen dem bisherigen 
Reichsgebiet und verſchiedenen Orten Oſtoberſchleſiens ſind nunmehr 
gewöhnliche Pakete ohne Nachnahme bis zum Gewicht von 10 Kilo⸗ 
gramm nach den innerdeutſchen Vorſchriften zugelaſſen. Den 
Paketen iſt eine gelbe Inlandspaketkarte beizufügen. Zollinhalt⸗ 
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erklärung, Erportvalutaerflärung und Statiſtiſcher Anmeldeſchein 
ſind nicht erforderlich. Die Pakete unterliegen dem Freimachungs⸗ 
zwang. Die Paketzuſtellgebühr iſt vom Abſender voraus zu ent⸗ 
richten. Über die zugelaſſenen Orte geben die Poſtämter Auskunft. 


Einzahlungen auf Poſtſparbücher durch Feldzahlkarte. 
Soldaten im Feld können jetzt mit Feldzahlkarte auch Einzab⸗ 
lungen auf Poſtſparbücher machen. Feldzahlkarten werden von 
den Feldpoſtämtern unentgeltlich abgegeben. Es können Einzah⸗ 
lungen auf das eigene Poſtſparbuch und auf Poſtſparbücher von 
Angehörigen geleiſtet werden. 


Luftpoſtdienſt. Am 18. Oktober 1939 wurde der Luftpoſtdienſt 
Berlin- Wien —BudapeſtArad.—Bukareſt wieder aufgenommen. 
Es werden Briefſendungen und Zeitungen befördert. Luftpoſt⸗ 
pakete ſind nicht zugelaſſen. Die Beförderung von Luftpoſtzeitun⸗ 
gen im Inland verkehr iſt wieder zugelaſſen, ſoweit Laderaum 
in den Flugzeugen zur Verfügung ſteht. 


Neujahrsdruckſachen. Die Deutſche Reichspoſt nimmt vom 
15. Dezember 1939 bis zum 2. Januar 1940 keine großen oder 
ſchweren Druckſachen mit Kalendern an, um den Feldpoſtdienſt 
nicht zu ſtören. Nicht an den Schaltern eingelieferte Sendungen 
dieſer Art werden den Abſendern zurückgegeben. 


Zeitungsmarken. Die Deutſche Reichspoſt gibt zwei Sonder⸗ 
marken zu 5 und 10 Rpfg heraus, die nur für Druckſachen und 
Zeitungen nach dem Ausland beſtimmt ſind. 


Hervorragendes Ergebnis der erſten Reichsſtraßenſammlung. 
Die erſte Reichsſtraßenſammlung des Kriegswinterhilfswerks 


1939/40 hatte ein Ergebnis von uber 15 Millionen Reichsmark. Sie 
übertraf den erſten WHW⸗ Sonntag des Vorjahrs um 48 v. H. 


Ernährung und Landwictschaft 


Eine Million Tonnen Futtergetreide aus Rußland. Im 
Rahmen der Wirtſchaftsverhandlungen zwiſchen Deutſchland und 
der Sowjetunion iſt ein Kaufvertrag über eine Million Tonnen 
Futtergetreide abgeſchloſſen worden. Die Lieferung ſoll inner⸗ 
halb zwei Monaten erfolgen. Dieſe Futtermenge geſtattet die 
Mäſtung von zwei Millionen Schweinen. 


Sammeln von Küchenabfällen und Nahrungsmittelabfüllen. 
Der Reichsminiſter des Innern hat durch Polizeiverordnung vom 
19. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2104) beſtimmt, daß die Haushalts⸗ 
vorſtände und die Inhaber gewerblicher und ſonſtiger Betriebe 
verpflichtet ſind, die anfallenden Küchenabfälle und Nahrungs⸗ 
mittelabfälle dem Ernährungshilfswerk zur Verfügung zu ſtellen 
und in die aufgeſtellten Hausſammeleimer zu ſchütten. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung beſteht nur in den Gemeinden, in denen das Ernäh⸗ 
zungshilfswert (NS) dieſe Abfälle ſammelt. Wer in dieſen 
Gemeinden die gleiche Sammeltätigkeit ausüben will, bedarf einer 
ortspolizeilichen Erlaubnis. 


Förderung der Kleingärten. Der Reichsbund Deutſcher Klein⸗ 
gärtner hat mit tatkräftiger Förderung der Reichsregierung die 
Errichtung von 50 000 neuen Dauerkleingärten eingeleitet. Klein 
gartenwirtſchaft und Kleintierhaltung verbeſſern die Ernährungs⸗ 
grundlage unſeres Volkes. 


Außenhandel 
und Wietschaft des Auslandes 


Deutſchlands Anteil an der Geſamteinfuhr der ſkandinaviſchen 
Länder im Jahr 1937. Entwicklung in vo m Hundert der Ge⸗ 
ſamteinfuhr: 


1913 1931 1937 
Dänemark 38,3 SEN 23.9 
Norwegen 31,9 23,0 16,5 
Schweden 34,2 331 22551 


Deutſchlands Außenhandel mit Dänemark, Norwegen und 
Sanveden im erſten Halbjahr 1939. Entwicklung in Millionen 


Reichsmark: 
Ausfuhr nach Einfuhr aus 
Januar bis Juni Januar bis Juni 
1938 1939 1938 1939 
Danemark 89,0 104,4 83,3 93,8 
Norwegen 56,6 73,3 51,8 49,1 
Schweden 1213 159,3 135,2 121,6 


